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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. April 1969 

III/l —68070 — E — Sta 1/1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Beamtenstatut in den Europäischen Gemein- 
schaften 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung des Statutes der 
Beamten der Europäischen Gemeinschaften und der Be- 
schäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten 
der Gemeinschaften. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 28. März 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Euro- 
päischen Gerichtshofs zu dem genannten Kommissionsvorschlag 
ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung sowie die Stellungnahme des Statutsbeirats bei- 
gefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung des Statutes der Beamten 
der Europäischen Gemeinschaften 
und der Beschäftigungshedingungen für die sonstigen 
Bediensteten der Gemeinschaften 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, insbe- 
sondere auf Artikel 24, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Statutsbeirates, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Gerichtshofes, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) Nr. 
259/68 des Rates vom 29, Februar 1968 werden das 
Statut der Beamten der Europäischen Gemeinschaften 
und die Beschäftigungsbedingungen für die sonsti- 
gen Bediensteten der Gemeinschaften festgelegt und 
Sondermaßnahmen eingeführt, die vorübergehend 
auf die Beamten der Kommission anwendbar sind. 

Angesichts der gewonnenen Erfahrungen und der 
Schwierigkeiten oder Lücken, die sich bei der An- 
wendung dieses Statutes und dieser Beschäftigungs- 
bedingungen ergeben haben, ist es zweckmäßig, 
einige ihrer Vorschriften zu ändern. 

Der Rat hat mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission und nach Anhörung der an- 
deren beteiligten Organe dieses Statut und diese 
Beschäftigungsbedingungen zu ändern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Das Statut der Beamten der Europäischen Ge- 
meinschaften wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 5 

In Absatz 4, Unterabsatz 2, am Ende, ist der 
Ausdruck „Dienstposten" durch „Grunddienst- 
posten" zu ersetzen. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968 S. 1 


2. Artikel 1 

In Absatz 1 wird ein zweiter Unterabsatz mit 
folgendem Wortlaut eingefügt: 

„Der Beamte kann beantragen, innerhalb des 
Organs versetzt zu werden dem er angehört." 

In Absatz 2 treten an die Stelle des zweiten Un- 
terabsatzes folgende Vorschriften; 

„Die vorübergehende Verwendung ist auf die 
Dauer eines Jahres begrenzt; dies gilt nicht, 
wenn die vorübergehende Verwendung unmit- 
telbar oder mittelbar die Ersetzung eines Beam- 
ten bezweckt, der im dienstlichen Interesse ab- 
geordnet ist, der zum Wehrdienst einberufen 
ist oder der einen längeren Krankheitsurlaub 
erhalten hat." 

3. Artikel 9 

In Absatz 1 Unterabsatz a) : 

Der Text hinter dem vierten Gedankenstrich 
wird durch folgenden Text ersetzt: 

„ — gegebenenfalls ein Kontakt aus schuß oder 
mehrere Kontaktausschüsse". 

Es wird ein fünfter Gedankenstrich hinzugefügt, 
dessen Text folgende Fassung hat: 

„ — ein Beschwerdebeirat oder mehrere Be- 
s chwe rdebei räte " . 

In Absatz 5 muß es heißen: 

„Der Kontaktausschuß oder die Kontaktaus- 
schüsse sollen einen Informationsaustausch zwi- 
schen den Vertretern des Organs und den Ver- 
tretern der Personalvertretung des Organs er- 
möglichen." 

4. Artikel 10 a 

Es wird ein Artikel 10 a mit folgender Fassung 
angefügt: 

„Das Organ legt die Fristen fest, in denen die 
Personalvertretung, der Paritätische Ausschuß 
und der Statutsbeirat die von ihnen angeforder- 
ten Stellungnahmen abzugeben haben; diese 
Fristen dürfen jedoch nicht weniger als 15 
Werktage betragen. Wird innerhalb der auf 
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diese Weise festgelegten Fristen keine Stellung- 
nahme abgegeben, so faßt das Organ seinen Be- 
schluß.'' 

5. Artikel 10 b 

Es wird ein Oberster Rat des öffentlichen 
Dienstes der Europäischen Gemeinschaften ein- 
gesetzt, der paritätisch aus Vertretern der Or- 
gane sowie der Gewerkschaften und Verbände 
der europäischen Beamten gebildet wird. Er 
kann vom Präsidenten des Rates oder vom Prä- 
sidenten eines anderen Organs der Gemein- 
schaften oder von einem anderen Mitglied mit 
jeder Frage allgemeiner Art befaßt werden, die 
die europäischen Beamten oder den europäi- 
schen öffentlichen Dienst betrifft. Der Oberste 
Rat tritt innerhalb von sechs Monaten nach der 
Annahme dieses Statuts zu seiner konstituiren- 
den Sitzung zusammen. 

Die Einzelheiten der Zusammensetzung und die 
Regelung der Arbeitsweise des Obersten Rates 
werden vom Rat der Gemeinschaften mit quali- 
fizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis- 
sion nach Anhörung der anderen Organe der 
Gemeinschaften sowie der Gewerkschaften und 
Verbände der Beamten festgelegt. 

6. Artikel 24 

Es wird ein dritter Unterabsatz angefügt, der 
folgenden Wortlaut hat: 

„Das Organ erleichtert die berufliche Fortbil- 
dung des Beamten." 

7. Artikel 25 

Es wird vor dem ersten derzeitigen Unterabsatz 
ein neuer Unterabsatz mit folgendem Wortlaut 
eingefügt: 

„Jeder Beamte kann die Anstellungsbehörde 
seines Organs mit einem Antrag befassen." 

8. Artikel 26 a 

Nach Artikel 26 wird ein Artikel 26 a mit fol- 
gendem Wortlaut aufgenommen: 

„Die Beamten haben das Recht, sich insbeson- 
dere in Gewerkschaften oder Berufsverbänden 
der europäischen Beamten zusammenzuschlie- 
ßen. 

9. Artikel 32 

Im Unterabsatz 2 werden den Worten „Verbes- 
serung des Dienstalters" die Worte „bei den 
Dienstaltersstufen" angefügt. Der letzte Satz 
wird gestrichen, 

10. Artikel 34 

Absatz 1 muß heißen: 

„1. Jeder Beamte mit Ausnahme der Beamten 
der Besoldungsgruppen A/1 und A/2 hat 
eine Probezeit abzuleisten, bevor er zum 


Beamten auf Lebenszeit ernannt werden 
darf. Diese Probezeit beträgt 9 Monate für 
die Beamten der Laufbahngruppe A, der 
Sonderlaufbahn L/A und der Laufbahn- 
gruppe B, und sechs Monate für die ande- 
ren Beamten." 

In Absatz 2 tritt an die Stelle des zweiten und 
dritten Unterabsatzes folgender Text: 

„Der Beamte, dessen Dienstverhältnis beendet 
wird, erhält eine Entschädigung in Höhe eines 
Monatsgrundgehalts für jeden Zeitabschnitt von 
drei Monaten Dienstzeit, den er bei dem Organ 
abgeleistet hat; dies gilt nicht, wenn der Beamte 
von seiner Herkunftsverwaltung abgeordnet ist 
und seine Tätigkeit in dieser Verwaltung un- 
verzüglich wieder aufnehmen kann." 

11. Artikel 35 

Es wird ein Unterabsatz f) mit folgender Fas- 
sung eingefügt: 

„f) Aktiver Dienst in Halbtagsbeschäftigung." 

12. Artikel 37 Unterabsatz 1 
Es muß heißen: 

„Die Abordnung ist die dienstrechtliche Stellung 
des Beamten, der 

a) im dienstlichen Interesse 

— von seinem Organ beauftragt worden ist, 
vorübergehend eine Stelle außerhalb die- 
ses Organs zu bekleiden, 

— oder damit beauftragt worden ist, bei 
einer Person Aufgaben wahrzunehmen, 
die ein in den Verträgen zur Gründung 
der Gemeinschaften oder im Vertrage zur 
Einsetzung eines gemeinsamen Rates und 
einer gemeinsamen Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vorgesehe- 
nes Amt innehat, oder zur Wahrnehmung 
von Aufgaben bei einem gewählten Prä- 
sidenten eines Organs oder einer Ein- 
richtung der Gemeinschaften oder einer 
Fraktion der Versammlung. Während der 
Dauer seiner Abordnung gelten für den 
Beamten die Vorschriften, die für einen 
Beamten der gleichen Besoldungsgruppe 
wie derjenigen gelten, die ihm auf dem 
Dienstposten zuerkannt wird, auf den er 
abgeordnet wird; 

b) auf seinen Antrag hin wird er einem anderen 
Organ der Europäischen Gemeinschaften zur 
Dienstleistung zugewiesen." 

13. Artikel 38 Absatz d) 

Es muß heißen: 

„Der in Artikel 37 a) erster Unterfall bezeich- 
nete Beamte hat Anspruch auf Gehaltsausgleich, 
falls die Gesamtbezüge aus der Tätigkeit wäh- 
rend seiner Abordnung niedriger sind als die 
Dienstbezüge nach seiner Besoldungsgruppe und 
Dienstalterstufe bei seinem Stammorgan; er 
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hat ferner Anspruch auf Ausgleich aller zu- 
sätzlichen finanziellen Belastungen, die ihm 
durch seine Abordnung entstehen; 

Absatz e) — es muß heißen: 

„Der in Artikel 37 Abs. a) erster Unterfall be- 
zeichnete Beamte entrichtet die Versorgungs- 
beiträge unter Zugrundelegung der Dienstbe- 
züge weiter, die der Besoldungsgruppe und der 
Dienstaltersstufe des Beamten bei seinem 
Stammorgan entsprechen." 

14. Artikel 39 

Absatz d) muß heißen: 

„Der Beamte entrichtet die Versorgungsbei- 
träge unter Zugrundelegung der Dienstbezüge 
weiter, die der Besoldungsgruppe und der 
Dienstaltersstufe des Beamten bei seinem 
Stammorgan entsprechen." 

Absatz e) muß heißen: 

„Nach Beendigung der Abordnung ist der 
Beamte in die erste in seiner Laufbahngruppe 
oder Sonderlaufbahn freiwerdende Planstelle 
einzuweisen, die seiner Besoldungsgruppe ent- 
spricht, jedoch nur dann, wenn er die erfor- 
derliche Eignung besitzt. Lehnt er die ihm ange- 
botene Planstelle ab, so hat er unter dem glei- 
chen Vorbehalt weiterhin Anspruch auf Wieder- 
verwendung in einer seiner Besoldungsgruppe 
entsprechenden Planstelle seiner Laufbahn- 
gruppe oder Sonderlaufbahn; lehnt er zum zwei- 
ten Mal ab, so kann er nach Anhörung des 
Paritätischen Ausschusses von Amts wegen ent- 
lassen werden. Bis zur Wiederverwendung 
bleibt er abgeordneter Beamter ohne Bezüge." 

15. Artikel 40 Absatz 4 d) 

Es muß heißen: 

„Nach Ablauf des Urlaubs aus persönlichen 
Gründen ist der Beamte in die erste in seiner 
Laufbahngruppe oder Sonderlaufbahn freiwer- 
dende Planstelle einzuweisen, die seiner Besol- 
dungsgruppe entspricht, jedoch nur dann, wenn 
er die geforderte Eignung besitzt. Lehnt er die 
ihm angebotene Planstelle ab, so hat er unter 
dem gleichen Vorbehalt weiterhin Anspruch auf 
Wiederverwendung in einer seiner Besoldungs- 
gruppe entsprechenden Planstelle seiner Lauf- 
bahngruppe oder Sonderlaufbahn; lehnt er zum 
zweiten Mal ab, so kann er nach Anhörung des 
Paritätischen Ausschusses von Amts wegen ent- 
lassen werden. Der unbezahlte Urlaub aus per- 
sönlichen Gründen dauert bis zur Wiederver- 
wendung des Beamten." 

16. Artikel 41 Absatz 3 vierter und fünfter Unter- 
absatz 

Es muß heißen: 

„3. Die Einkünfte des Beamten aus seiner neuen 
Tätigkeit während dieses Zeitabschnitts wer- 
den von der in Unterabsatz 3 vorgesehenen 


Vergütung insoweit in Abzug gebracht, als 
diese Einkünfte und diese Vergütung zusam- 
men die letzten Gesamtdienstbezüge des Be- 
amten übersteigen, die auf der Grundlage der 
am ersten Tage desjenigen Monats geltenden 
Gehaltstabelle festgelegt wird, für den der An- 
spruch gegeben ist. 

Auf die Vergütung sowie die letzten Gesamt- 
dienstbezüge nach Unterabsatz 4 wird der Be- 
richtigungskoeffizient angewandt, der für den 
letzten Dienstort des Beamten festgesetzt wor- 
den ist." 

17. Artikel 42 a 

Nach Abschnitt 5 wird ein Abschnitt 6 mit der 
Bezeichnung „Der aktive Dienst in Halbtags- 
beschäftigung" eingesetzt, der einen Artikel 
42 a) mit folgendem Wortlaut erhält: 

„1. Der Beamte kann aus zwingenden familiä- 
ren Gründen ausnahmsweise und auf sei- 
nen Antrag hin in die dienstrechtliche Stel- 
lung aktiver Dienst in Halbtagsbeschäfti- 
gung versetzt werden. 

2. Die Dauer des aktiven Dienstes in Halb- 
tagsbeschäftigung wird auf sechs Monate 
begrenzt. Der aktive Dienst in Halbtags- 
beschäftigung kann von sechs zu sechs 
Monaten verlängert werden. 

3. Für den aktiven Dienst in Halbtagsbeschäf- 
tigung gilt folgende Regelung: 

a) Die Verfügung, mit der ein Beamter in 
diese dienstrechtliche Stellung versetzt 
wird, wird von der Anstellungsbehörde 
unter Berücksichtigung des dienstlichen 
Interesses getroffen. 

b) Die Verlängerung muß einen Monat vor 
dem Ende des laufenden Zeitabschnitts 
beantragt werden. 

c) In dieser dienstrechtlichen Stellung übt 
der Bedienstete seine Tätigkeit halb- 
täglich nach einer Regelung aus, die von 
der Anstellungsbehörde festgelegt wird. 

d) Der Beamte darf keine andere Erwerbs- 
tätigkeit ausüben. 

e) Während der Dauer des aktiven Dien- 
stes in Halbtagsbeschäftigung wird von 
den Dienstbezügen des Beamten nach 
seiner Besoldungsgruppe und seiner 
Dienstaltersstufe ein Abzug in Höhe von 
50 V. H. seines Grundgehalts, seiner 
Familienvorstandszulage und seiner 
Auslandszulage vorgenommen. 

f) Die Beiträge zur Krankheitsfürsorge und 
zur Versorgung werden nach dem ge- 
samten Grundgehalt berechnet. 

g) Der Betrag des Weihnachtsgeldes, der 
nach dem in Artikel 70 a vorgesehenen 
Verfahren berechnet wird, wird nach 
Maßgabe der aufgrund einer Halbtags- 
beschäftigung nicht abgeleisteten Dienst- 
zeit anteilig gekürzt. 
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4. Vorbehaltlich dieser Regelung hat der Be- 
amte in der dienstrechtlichen Stellung akti- 
ver Dienst in Halbtagsbeschäftigung wei- 
terhin alle Rechte und Pflichten nach dem 
Statut." 

18. Artikel 44 

Am Ende ist folgender Satzteil anzufügen: 

,,mit Ausnahme der Beamten in der vorletzten 
Dienstalterstufe ihrer Besoldungsgruppe, die in 
die letzte Dienstalterstufe erst nach drei Jah- 
ren Dienstzeit in dieser Dienstalterstufe aufstei- 
gen." 

19. Artikel 46 
Unterabsatz 1 
Es muß heißen: 

„Der in einer höheren Besoldungsgruppe er- 
nannte Beamte erhält in seiner neuen Besol- 
dungsgruppe das Dienstalter, das der Dienst- 
alterzwischenstufe entspricht, die der in der bis- 
herigen Besoldungsgruppe erreichten und um 
den doppelten Betrag des zweijährigen Stei- 
gerungsbetrages der bisherigen Besoldungs- 
gruppe erhöhten Dienstalterszwischenstufe 
gleichkommt oder unmittelbar über ihr liegt." 

Unterabsatz 2 Satz 1 

Es muß heißen: 

„Für die Anwendung dieser Vorschrift wird 
unterstellt, daß jede Besoldungsgruppe nach 
Dienstaltersmonaten und Gehälterzwischenstu- 
fen mit einer Reihe von Dienstalterszwischen- 
stufen ausgestattet ist, die von der ersten bis 
zur letzten tatsächlichen Dienstalterstufe um je 
ein Vierundzwanzigstel des zweijährlichen Stei- 
gerungsbetrages dieser Besoldungsgruppe an- 
steigen, falls das Aufsteigen in den Dienstalter- 
stufen nach zwei Jahren erfolgt, oder um je ein 
Sechsunddreiißigstel, falls dieses Aufsteigen 
nach drei Jahren erfolgt." 

20. Artikel 48 

Im zweiten Unterabsatz wird folgender Wort- 
laut angefügt: „Die Anstellungsbehörde kann 
jedoch die Entlassung verweigern, wenn ein Dis- 
ziplinarverfahren zum Zeitpunkt des Eingangs 
des Entlassungsantrages bereits im Gange ist 
oder falls ein solches Verfahren innerhalb der 
30 darauffolgenden Tage eingeleitet wird." 

21. Artikel 50 

An die Stelle von Unterabsatz 4 treten folgende 
Vorschriften; „Die Einkünfte des Beamten aus 
seiner neuen Tätigkeit während dieser Zeit ! 
werden von der in Absatz 3 vorgesehenen Ver- j 
gütung insoweit in Abzug gebracht, als die Ein- ; 
künfte und diese Vergütung zusammen die ! 
letzten Gesamtdienstbezüge des Beamten über- ^ 
steigen, die auf Grund der am ersten Tage des- , 
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jenigen Monats geltenden Gehaltstabelle fest- 
gelegt werden, für die der Anspruch gegeben 
ist. 

Auf die Vergütung sowie die letzten Gesamt- 
dienstbezüge nach Unterabsatz 4 wird der für 
den letzten Dienstort des Beamten festgesetzte 
Berichtigungskoeffizient angewendet. " 

22. Artikel 54 a 

Zu Beginn von Titel IV, der die Bezeichnung 
„Arbeitsbedingungen des Beamten" trägt, wird 
ein neuer Artikel 54 a) mit folgendem Wortlaut 
eingesetzt: 

„Die Anstellungsbehörde hört die Personalver- 
tretung zu Beschlüssen, die sie bezüglich der 
Arbeitsbedingungen des Beamten zu fassen be- 
absichtigt." 

23. Artikel 55 

Im zweiten Unterabsatz ist der erste Satz durch 
folgenden Wortlaut zu ersetzen: 

„Die regelmäßige Arbeitszeit darf jedoch wö- 
chentlich 42 Stunden nicht überschreiten, die 
nach einem von der Anstellungsbehörde nach 
Anhörung der Personalvertretung festgelegten 
Zeitplan abgeleistet werden." 

24. Artikel 56 

Im ersten Unterabsatz sind im letzten Satz die 
Worte „en aucun cas" zu streichen. 

Nach dem ersten Unterabsatz ist ein neuer 
Unterabsatz mit folgendem Wortlaut einzu- 
fügen: 

„In ordnungsgemäß begründeten Fällen und mit 
Einverständnis des betroffenen Beamten können 
diese Begrenzungen von der Anstellungsbe- 
hörde auf 50 Stunden im Monat und 200 Stun- 
den im Halbjahr heraufgesetzt werden." 

Es wird ein fünfter Unterabsatz mit folgendem 
Wortlaut eingefügt: 

„Außerdem können bestimmte Leistungen, die 
sich aus der Art der Dienste ergeben und die 
Schichtarbeit oder Arbeitsbereitschaft zu Hause 
oder am Arbeitsplatz erfordern, durch die Zah- 
lung von Vergütungen für die Beamten der 
Laufbahngruppen B, C und D sowie für die- 
jenigen Beamten der Laufbahngruppe A, die 
nach besonderen Zeitplänen arbeiten, nach der 
nach Anhörung des Statusbeirates festgelegten 
Regelung durch Vergütungen abgegolten wer- 
den." 

25. Artikel 58 

An die Stelle der Worte „sechs Wochen nach der 
Niederkunft, darf jedoch nicht weniger als zwölf 
Wochen betragen." treten die Worte: „12 Wo- 
chen nach der Niederkunft, darf jedoch nicht 
weniger als 18 Wochen betragen." 
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26. Artikel 59 ! 

In Absatz 1 wird folgender Wortlaut eingefügt: 

„Ist jedoch die Zahl dieser Fälle des drei Tage 
nicht übersteigenden Fernbleibens vom Dienst 1 
wegen Krankheit auf einen Zeitabschnitt von I 
12 Monaten gerechnet höher als 12 Tage, so hat 
er für jedes erneute Fernbleiben vom Dienst 
wegen Krankheit ein ärztliches Zeugnis vorzu- 
legen." 


27. Artikel 63 

Im dritten Unterabsatz ist das Datum „1. Januar 
1965" durch „1. Januar 1969" zu ersetzen. 
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28. Artikel 64 

Der letzte Satz des zweiten Unterabsatzes ist 
zu streichen. 

29. Artikel 65 Absatz 1 

Im ersten Unterabsatz sind die Ausdrücke „im 
September" durch „im November" und „1. Juli" 
durch „1. Oktober" zu ersetzen. 

30. Artikel 66 

Es muß heißen: 

„Das Monatsgrundgehalt wird für jede Besol- 
dungsgruppe und Dienstaltersstufe nach folgen- 
der Tabelle festgesetzt: 


A 1 

75 300 

bfrs 


5 

Dienstaltersstufen 

von 

4 600 

bfrs 

A2 

65 450 

bfrs 

+ 

6 

Dienstaltersstufen 

von 

4 300 

bfrs i 

A 3 / LA 3 

54 250 

bfrs 

+ 

8 

Dienstaltersstufen 

von 

3 550 

bfrs 

1 

A 4 / LA 4 

45 600 

bfrs 

+ 

8 

Dienstaltersstufen 

von 

2 650 

bfrs 

A5/LA5 

37 200 

bfrs 

+ 

8 

Dienstaltersstufen 

von 

2 300 

bfrs 

A 6 / LA 6 

31 550 

bfrs 


8 

Dienstaltersstufen 

von 

1 850 

bfrs 1 

A 7 / LA 7 

26 400 

bfrs 

-h 

8 

Dienstaltersstufen 

von 

1 500 

bfrs 1 

A 8 / LA 8 

22 750 

bfrs 

+ 

1 

Dienstaltersstufe 

von 

1 200 

bfrs j 

B 1 

1 31 650 

bfrs 

+ 

8 

Dienstaltersstufen 

von 

1 850 

bfrs 

B2 

26 700 

bfrs 

+ 

8 

Dienstaltersstufen 

von 

1 450 

bfrs 

B3 

21 650 

bfrs 


8 Dienstaltersstufen 

von 

1 200 

bfrs 

B4 

1 18 000 

bfrs 

+ 

8 Dienstaltersstufen 

von 

1 000 

bfrs 

B5 

15 400 

bfrs 

-h 

4 

Dienstaltersstufen 

von 

850 

bfrs 

C 1 

18 000 

bfrs 

+ 

8 

Dienstaltersstufen 

von 

1 000 

bfrs 

C2 

15 300 

bfrs 

-h 

8 

Dienstaltersstufen 

von 

900 

bfrs 

C3 

13 150 

bfrs 

-h 

8 

Dienstaltersstufen 

von 

850 

bfrs 

C4 

11 650 

bfrs 

+ 

8 

Dienstaltersstufen 

von 

700 

bfrs 

C5 

10 200 

bfrs 

-1- 

4 

Dienstaltersstufen 

von 

650 

bfrs 

D 1 

12 850 

bfrs 

-h 

8 

Dienstaltersstufen 

von 

850 

bfrs 

D2 

11 250 

bfrs 

+ 

8 

Dienstaltersstufen 

von 

700 

bfrs 

D3 

9 850 

bfrs 


8 

Dienstaltersstufen 

von 

650 

bfrs 

D4 

8 850 

bfrs 

-h 

4 

Dienstaltersstufen 

von 

550 

bfrs 


31. Artikel 67 | 

In Absatz 1 ist unter Punkt a) „5 ®/o" und | 
„700 bfrs" durch „7v. H." und „1000 bfrs", und 
in Punkt b) „1100 bfrs" durch „1500 bfrs" zu j 
ersetzen. 

Absatz 2 muß lauten: 

„Die Beamten, die Familienzulagen nach diesem 
Artikel erhalten, haben die Ihnen anderweitig 


gezahlten Zulagen gleicher Art anzugeben; diese 
werden von den nach Artikel 1 bis 3 von An- 
hang VII gezahlten Zulagen abgezogen." 

„3. Die Zulage für unterhaltsberechtigte Kinder 
kann durch besondere mit Gründen versehene 
und auf beweiskräftige ärztliche Unterlagen 
gestützte Verfügung der Anstellungsbehörde, 
denen zufolge das betreffende Kind den Beam- 
ten mit erheblichen Ausgaben belastet, die sich 
aus einer geistigen oder körperlichen Behinde- 
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rung des Kindes ergeben, auf den doppelten 
Betrag erhöht werden." 

32. Artikel 68 

Es muß heißen: 

„Der Anspruch auf die Familienzulagen bleibt 
in voller Höhe erhalten, wenn der Beamte eine 
Vergütung nach Artikel 41 und 50 erhält. 

Der Betreffende hat anderweitig gezahlte Zu- 
lagen gleicher Art anzugeben, die ihm ander- 
weitig für das gleiche Kind gezahlt werden; 
diese werden von den nach Anhang VII Arti- 
kel 1 bis 3 gezahlten Zulagen abgezogen." 

33. Artikel 69 

Im letzten Satz ist der vorgesehene Betrag durch 
den Betrag von „2500 bfrs" zu ersetzen. 

34. Artikel 70 

Im ersten Satz wird der Ausdruck „Ehegatte" 
(„epoux") ersetzt durch den Ausdruck „Ehe- 
gatte" („conjoint"). 

Der zweite Satz wird gestrichen. 

35. Artikel 70 a 

Nach dem ersten Abschnitt wird ein Ab- 
schnitt 1 a mit der Bezeichnung „Weihnachts- 
geld" eingesetzt, der einen Artikel 70 a mit 
folgender Fassung enthält: 

„Der Beamte hat Anspruch auf ein Weihnachts- 
geld nach Maßgabe von Anhang VII. Das Weih- 
nachtsgeld beträgt V24 des monatlichen Grund- 
gehalts des Beamten je Monat abgeleisteter 
Dienstzeit in dem betreffenden Jahr; das Weih- 
nachtsgeld darf jedoch einen Betrag von 12 000 
bfrs nicht unterschreiten und einen Betrag von 
30 000 bfrs nicht übersteigen. Das Weihnachts- 
geld wird um den monatlichen Betrag der Fami- 
lienvorstandszulage und den monatlichen Betrag 
der Zulage für unterhaltsberechtigte Kinder er- 
höht, auf die der Beamte Anspruch hat. Auf das 
Weihnachtsgeld wird der für den Dienstort des 
Beamten geltende Berichtigungskoeffizient an- 
gewendet. 

36. Artikel 72 

Es wird ein Absatz 1 a mit folgendem Wortlaut 
eingefügt: 

„Der Beamte, der aus dem Dienst ausscheidet, 
nachdem er mindestens 5 Jahre im Dienste der 
Gemeinschaften gestanden hat, und nachweist, 
von keiner anderen öffentlichen Krankheitsfür- | 
sorge gesichert werden zu können, kann auf | 
seinen Antrag hin, der innerhalb des auf sein 
Ausscheiden aus dem Dienst folgenden Monats 
gestellt wird, während eines Zeitabschnitts von 
6 Monaten weiterhin Anspruch auf Anwendung 
der in Absatz 1 getroffenen Regelung haben. | 


Die zeitliche Begrenzung nach diesem Absatz 
gilt nicht für Beamte, die an einer schweren 
oder langdauernden Krankheit leiden, die sie 
sich vor dem Ausscheiden aus dem Dienst zuge- 
zogen haben. Die Beiträge werden nach dem 
letzten Grundgehalt des Beamten berechnet." 

Absatz 2, es muß heißen: 

„Der Beamte, der ein nach dem Dienstalter be- 
rechnetes Ruhegehalt oder ein Ruhegehalt 
wegen Dienstunfähigkeit bezieht, hat Anspruch 
auf Anwendung der in Absatz 1 dieses Artikels 
getroffenen Regelung. Der Beamte jedoch, der 
aus dem Dienst der Gemeinschaften vor Voll- 
endung des 60. oder, wenn es sich um eine 
Beamtin handelt, des 55. Lebensjahres ausge- 
schieden ist, hat Anspruch auf Anwendung die- 
ser Regelung nur unter der Bedingung, daß er in 
Krankheitsfällen nicht durch eine andere Krank- 
heitsfürsorgeeinrichtung gesichert werden kann. 
Der Beitrag wird auf Grund des Ruhegehalts 
festgesetzt, ohne daß der Reduzierungskoeffi- 
zient berücksichtigt wird, der etwa auf Grund 
von Anhang VIII Artikel 9 des Statutes ange- 
wandt wurde. 

Der Empfänger einer Hinterbliebenenversor- 
gung, die sich wegen des Todes eines Beamten 
im aktiven Dienst oder wegen des Todes eines 
Empfängers eines nach dem Alter bemessenen 
Ruhegehaltes oder wegen des Todes eines Emp- 
fängers eines Ruhegehalts wegen Dienstunfähig- 
keit ergibt, hat Anspruch auf die Anwendung 
der gleichen Regelung. Der Beitrag wird auf 
der Grundlage der Versorgungsbezüge berech- 
net. 

Der Empfänger eines Waisengeldes hat An- 
spruch auf Anwendung der Regelung nach Ab- 
satz 1." 

Absatz 4, es muß heißen: 

„Der Berechtigte hat anzugeben, inwieweit ihm 
Kosten von irgendeiner anderen öffentlichen 
Krankheitsfürsorge erstattet worden sind oder 
inwieweit er von einer solchen noch eine Er- 
stattung erhalten kann. 

übersteigt der Gesamtbetrag der Erstattungen, 
die er erhalten könnte, die Summe der in Ab- 
satz 1 dieses Artikels vorgesehenen Erstattungs- 
beträge, so wird der Unterschiedsbetrag von 
dem Betrag abgezogen, der auf Grund der voran- 
gegangenen Absätze dieses Artikels zu erstatten 
ist." 

37. Artikel 74 

Im ersten Unterabsatz ist „5500 bfrs" durch 
„9000 bfrs" zu ersetzen. 

An die Stelle des 3. Unterabsatzes tritt folgende 
Vorschrift: 

„Der Beamte, der eine Geburtenzulage erhält, 
hat die ihm oder seinem Ehegatten für das 
gleiche Kind gezahlten Zulagen gleicher Art 
anzugeben, wobei diese Zulagen von der in 


7 



Druck sache V/4099 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


diesem Artikel vorgesehenen Zulage abgezo- 
gen werden. Falls der Vater und die Mutter 
Beamte der Gemeinschaften sind, wird die Zu- 
lage nur an den Familienvorstand gezahlt/' 

38. Artikel 77 

Es muß heißen: 

„Der Beamte hat nach Ableistung von minde- 
stens zehn Dienst] ahren Anspruch auf ein nach 
dem Alter bemessenes Ruhegehalt. Ohne Rück- 
sicht auf die Dauer der Dienstzeit hat er jedoch 
Anspruch auf dieses Ruhegehalt, wenn er ent- ; 
weder älter als 60 Jahre ist oder, falls es sich um 
eine Beamtin handelt, wenn er älter als 55 Jahre 
ist, wenn er während eines einstweiligen Ruhe- 
standes nicht wiederverwendet werden konnte 
oder aus dienstlichen Gründen seiner Stelle ent- 
hoben worden ist. 

Der Höchstbetrag des nach dem Dienstalter be- 
messenen Ruhegehalts beträgt 75 v. H. des letz- 
ten Grundgehalts des Beamten. Es steht den 
Beamten nach 37V2 ruhegehaltsfähigen Dienst- 
jahren zu, die nach Maßgabe der in Anhang VIII 
Artikel 3 getroffenen Regelung berechnet wer- 
den. Bei weniger als 37V2 ruhegehaltsfähigen 
Dienstjahren wird das Höchstruhegehalt antei- 
lig gekürzt. 

Für die Beamten jedoch, die während mindestens 
vier Jahren eine Tätigkeit bei einer Person 
ausgeübt haben, die ein in den Verträgen zur 
Gründung Europäischen Gemeinschaften vorge- 
sehenes Amt innehat, bei einem gewählten Prä- 
sidenten eines Organs oder einer Einrichtung 
der Europäischen Gemeinschaften oder einer 
Fraktion des Europäischen Parlaments ausgeübt 
haben, wird das Ruhegehalt auf der Grundlage 
des letzten in dieser Stellung bezogenen Grund- 
gehalts berechnet, wenn dieses Gehalt höher 
ist als das im Unterabsatz bezeichnete Gehalt. 
Das nach dem Alter berechnete Ruhegehalt darf 
6 V. H. des Existenzminimums je Dienstjahr nicht 
unterschreiten. 

Der Anspruch auf Ruhegehalt wird mit Voll- 
endung des 60. Lebensjahres, bei Beamten weib- 
lichen Geschlechts mit Vollendung des 55. Le- 
bensjahres erworben." 

39. Artikel 78 

Der zweite Unterabsatz ist durch folgenden Text 
zu ersetzen: 

„Entsteht die Dienstunfähigkeit durch einen Un- 
fall in Ausübung des Dienstes oder anläßlich 
der Ausübung des Dienstes, durch eine Berufs- 
krankheit oder durch eine aufopfernde Tat im 
Interesse des Gemeinwohls oder dadurch ent- 
steht, daß der Beamte sein Leben eingesetzt hat, | 
um ein Menschenleben zu retten, so beträgt das | 
Ruhegehalt wegen Dienstunfähigkeit 75 v. H. j 
des Grundgehalts, das der Beamte in seiner j 
Besoldungsgruppe erhalten haben würde, wenn i 
er zum Zeitpunkt der Ruhegehaltszahlung noch j 
im Dienst stünde. 


Ist die Dienstunfähigkeit durch eine andere Ur- 
sache entstanden, so entspricht das Ruhegehalt 
wegen Dienstunfähigkeit, das nach dem Ruhe- 
gehalt berechnet wird, das der Beamte in 
seiner Besoldungsgruppe erhalten haben würde, 
wenn er zum Zeitpunkt der Ruhegehaltszahlung 
noch im Dienst stünde, dem Betrage des nach 
dem Alter bemessenen Ruhegehalts, auf das er 
mit 65 Jahren Anspruch gehabt haben würde, 
wenn er bis zu diesem Lebensalter im Dienst 
geblieben wäre. 

Das Ruhegehalt wegen Dienstunfähigkeit darf 
120 V. H. des Existenzminimums nicht unter- 
schreiten." 

40. Artikel 79 Unterabsatz 2 
Es muß heißen: 

„Die Hinterbliebenenversorgung, die der Witwe 
eines Beamten zusteht, der in einer der dienst- 
rechtlichen Stellungen nach Artikel 35 — mit 
Ausnahme des Urlaubs aus persönlichen Grün- 
den — verstorben ist, darf weder das Existenz- 
minimum noch 37,5 v. H. des letzten Grund- 
gehalts des Beamten unterschreiten." 

4L Artikel 81 

Es muß heißen: 

„Personen, denen ein mit 60 Jahren oder in 
höherem Lebensalter, bei Beamtinnen ein mit 
55 Jahren oder in höherem Lebensalter erwor- 
benes nach dem Alter bemessenes Ruhegehalt, 
ein Ruhegehalt wegen Dienstunfähigkeit oder 
Hinterbliebenenversorgung zusteht, haben nach 
der in Anhang VII getroffenen Regelung als 
Ergänzung zu den Versorgungsbezügen An- 
spruch auf die in Artikel 67 bezeichneten 
Familienzulagen. 

Der Betrag der Zulage für unterhaltsberechtigte 
Kinder, die dem Empfänger einer Hinterbliebe- 
nenversorgung zusteht, entspricht dem doppel- 
ten Betrag der in Artikel 67 Absatz 1 b) vorge- 
sehenen Zulage." 

42. Artikel 85 

Es muß heißen: 

„Jeder ohne rechtlichen Grund gezahlte Betrag 
ist zurückzufordern, wenn der Empfänger den 
Mangel des rechtlichen Grundes der Zahlung 
kannte oder der Mangel so offensichtlich war, 
daß er ihn hätte kennen müssen." 

43. Artikel 90 

Es muß heißen: 

„Jeder Beamte kann sich mit einer Beschwerde 
an die Anstellungsbehörde seines Organs wen- 
den. Die Beschwerde muß innerhalb einer Frist 
von drei Monaten erhoben werden. Handelt es 
sich um eine allgemeine Maßnahme oder eine 
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Einzelmaßnahme, die geeignet ist, andere Per- 
sonen als den Betroffenen zu beschweren, so 
beginnt die Frist mit dem Tage ihrer Bekannt- 
gabe durch die zuständige Behörde des Organs; 
bei Einzelmaßnahmen beginnt die Frist mit dem 
Tage ihrer Mitteilung an den Beamten. 

Diese Beschwerde ist auf dem Dienstweg einzu- 
reichen, es sei denn, die Beschwerde betrifft den 
unmittelbaren Vorgesetzten des Beamten; in 
diesem Fall kann sie unmittelbar bei der nächst- 
höheren Stelle vorgebracht werden. 

Beabsichtigt die Anstellungsbehörde, der Be- 
schwerde nicht zu entsprechen, so befaßt sie den 
Beschwerdebeirat. Dieser Beirat kann alle Infor- 
mationen einholen, die er für erforderlich hält, 
und er gibt seine mit Gründen versehene Stel- 
lungnahme der Kommission innerhalb einer Frist 
von einem Monat nach seiner Anrufung. Die 
Anstellungsbehörde befindet über die Be- 
schwerde. Wird die Beschwerde mit dieser Ver- 
fügung zurückgewiesen, so wird die Stellung- 
nahme des Beschwerdebeirats dem Betroffenen 
mitgeteilt." 

44. Artikel 91 

In Absatz 2 erster Unterabsatz sind nach den 
Worten „allgemeine Maßnahmen" die Worte 
„oder eine Einzelmaßnahme, die geeignet ist, 
andere Personen als den Betroffenen zu be- 
schweren" einzusetzen. 

In Absatz 2 Unterabsatz 2 sind die Worte „mit 
Ablauf einer zweimonatigen Frist" durch „mit 
Ablauf einer viermonatigen Frist" zu ersetzen. 

45. Artikel 95 

Erster Unterabsatz muß heißen: 

„Abweichend von Artikel 31 und 32 können die 
in Artikel 92 genannten Beamten in einer ande- 
ren als der Eingangsbesoldungsgruppe ernannt 
werden, die ihrer Laufbahngruppe oder ihrer 
Sonderlaufbahn entspricht; bei höchstens der | 
Hälfte der zu besetzenden Stellen können diese | 
Beamten in andere als die in Artikel 32 ge- | 
nannten Dienstaltersstufen eingestuft werden." I 

j 

Der zweite Unterabsatz wird gestrichen. j 

46. Artikel 110 I 

j 

Es wird ein dritter Unterabsatz mit folgendem i 

Wortlaut eingefügt: I 

„Die Anwendung der Vorschriften des Statutes 
ist Gegenstand einer regelmäßigen Konsultation 
zwischen den Verwaltungen der Organe." 

47. Anhang I — A) ; 

Die Übersicht über die Grundamtsbezeichnungen 
und die ihnen zugeordneten Laufbahnen wird 
wie folgt ergänzt: ! 


Laufbahngruppe B 
B 1 Technischer Amtsrat 

B 2 1 Technischer Hauptinspektor — 

B 3 J Sekretariatshauptinspektor 

B 4 1 Technischer Inspektor — 

B 5 J Sekretariatsinspektor 

Laufbahngruppe C 
C 1 Technischer Hauptsekretär 
C 2 1 

^ ^ I Technischer Sekretär 
C 4 1 

^ ^ I Technischer Assistent 

Gegenüber der Bezeichnung L/A 4 muß es 
heißen: 

„Gruppenleiter im Dolmetscher- oder Uberset- 
zungsdienst." 

48. Anhang II 
Artikel 1 
Es muß heißen: 

„Die Personalvertretung setzt sich aus Mitglie- 
dern und gegebenenfalls stellvertretenden Mit- 
gliedern zusammen, deren Amtszeit auf zwei 
Jahre festgelegt wird. Alle Beamten des Organs 
haben das aktive und passive Wahlrecht. 

Das Verfahren für die Wahl der nicht in Örtliche 
Sektionen unterteilten Personalvertretung oder, 
falls die Personalvertretung in örtliche Sek- 
tionen unterteilt ist, für die örtliche Sektion 
wird durch die Versammlung der Beamten des 
Organs festgelegt, die an dem entsprechenden 
Dienstort tätig sind. Die Wahlen finden in ge- 
heimer Abstimmung statt. 

Ist die Personalvertretung in örtliche Sektionen 
unterteilt, so wird das Verfahren, nachdem für 
jeden Dienstort die Mitglieder der zentralen 
Personaivertretung bestimmt werden, von der 
Versammlung der Beamten des Organs festge- 
legt, die an dem betreffenden Dienstort tätig 
sind. Zu Mitgliedern der zentralen Personalver- 
tretung können nur Mitglieder der betreffenden 
örtlichen Sektion bestellt werden. 

Die nicht in örtliche Sektionen unterteilte Perso- 
nalvertretung oder, falls die Personalvertretung 
in örtliche Sektionen unterteilt ist, die örtlichen 
Sektionen, müssen so zusammengesetzt sein, daß 
die Vertretung aller Laufbahngruppen der Be- 
amten und aller Sonderlaufbahnen (Artikel 5 
des Statutes) sowie der in Artikel 7 Absatz 1 
der Beschäftigungsbedingungen für die sonsti- 
gen Bediensteten der Gemeinschaften genann- 
ten Bediensteten gewährleistet ist. Die zentrale 
Personalvertretung einer in örtliche Sektionen 
unterteilten Personalvertretung ist rechtswirk- 
sam gebildet, sobald die Mehrheit ihrer Mit- 
glieder bestellt ist. 

Die Wahl zu der nicht in örtliche Sektionen 
unterteilten Personalvertretung oder, wenn die 
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Personalvertretung in örtliche Sektionen unter- 52. 
teilt ist, zur örtlichen Sektion ist gültig, wenn 
sich mindestens zwei Drittel der Wahlberechtig- 
ten an der Wahl beteiligt haben. Wird die Wahl- ! 
beteiligung jedoch nicht erreicht, so ist die Wahl ; 
im zweiten Durchgang gültig, falls die Mehrheit 
der Wahlberechtigten daran teilnimmt. 

Die Tätigkeit der Mitglieder der Personalver- | 
tretung und der Beamten, die nach Bestellung | 
durch die Personalvertretung in einem statutären j 
oder von dem Organ geschaffenen Organ einen | 

Sitz haben, gilt als Teil des Dienstes, den sie ^ 
ihrem Organ zu leisten haben. Der Betreffende ; 
darf wegen der Ausübung dieser Tätigkeit kei- 
nerlei Nachteil erleiden." i 


49. Anhang 11 
Artikel 3 

Der vierte Unterabsatz wird gestrichen. 

50. Anhang 11 
Artikel 7 

Nach dem ersten Unterabsatz wird folgender j 
Wortlaut eingefügt: „Der Invaliditätsausschuß | 
ist gehalten, die Stellungnahme des Vertrauens- ^ 
arztes des Organs einzuholen, dem der Betref- 
fende angehört. Diese Stellungnahme wird dem 
Bericht beigefügt". 

Im zweiten Unterabsatz muß es heißen: 

„Der erste dieser Arzte führt im Ausschuß den | 
Vorsitz." 

Im dritten Unterabsatz muß es heißen: I 

i 

„Bei Verzug des betreffenden Beamten wird j 
durch den Präsidenten des Gerichtshofs der 
Europäischen Gemeinschaften von Amts wegen 
ein Arzt bestellt." 


51. Anhang 11 
Abschnitt 5 

Die Vorschriften in diesem Abschnitt werden 
durch folgenden Text ersetzt: 

„Abschnitt 5 
BESCHWERDEBEIRAT 

Artikel 10 

Der Beschwerdebeirat oder die Beschwerdebei- 
räte bestehen aus drei Mitgliedern, die von der 
Anstellungsbehörde nach Anhörung der Perso- 
nalvertretung bestellt werden. 

Artikel 11 

Die Arbeiten des Beschwerdebeirates oder der 
Beschwerdebeiräte sind geheim". 


5. Wahlperiode 

Anhang 111 
Artikel 1 

In Absatz 1 muß es heißen: 

„1. Die Stellenausschreibung wird von der An- 
stellungsbehörde nach Anhörung des Pari- 
tätischen Ausschusses angeordnet. In der 
Stellenausschreibung sind anzugeben: 

a) Die Art des Auswahlverfahrens (Aus- 
wahlverfahren innerhalb des Organs, 
Auswahlverfahren innerhalb der Organe, 
allgemeines Auswahlverfahren); 

b) das Verfahren (Auswahlverfahren auf 
Grund von Befähigungsnachweisen, auf 
Grund von Prüfungen oder auf Grund 
von Befähigungsnachweisen und Prü- 
fungen) ; 

c) die Art der Tätigkeiten und des Auf- 
gabenbereiches, die mit dem zu besetzen- 
den Dienstposten verbunden sind; 

d) die für den zu besetzenden Dienstposten 
erforderlichen Diplome und sonstigen 
Befähigungsnachweise oder praktischen 
Erfahrungen; 

e) bei einem Auswahlverfahren auf Grund 
von Prüfungen: die Art der Prüfungen 
und ihre Bewertung; bei den Stellen, 
die Bewerbern Vorbehalten werden, die 
bereits Beamte der Gemeinschaften sind, 
die Art der gemeinsamen Prüfungen und 
der den Beamten vorbehaltenen Sonder- 
prüfungen; 

f) gegebenenfalls die wegen der besonde- 
ren Art der zu besetzenden Dienstposten 
erforderlichen Sprachkenntnisse; 

g) das Höchstalter sowie das hinausgescho- 
bene Höchstalter für die sonstigen Be- 
diensteten, die seit mindestens einem 
Jahr im Dienst des Organs stehen; falls 
die Anstellungsbehörde nichts anderes 
bestimmt, gilt dieses Höchstalter nicht 
für die Beamten; 

h) der späteste Zeitpunkt für den Eingang 
der Bewerbungen; 

i) gegebenenfalls die Zahl der Stellen, die 
auf der Eignungsliste für Bewerber Vor- 
behalten werden, die bereits Beamte der 
Gemeinschaften sind". 

In Absatz 3 muß es anstelle von „ Alle Stellen- 
ausschreibungen" heißen „Alle allgemeinen 
Stellenausschreibungen" . 

I 53. Anhang IV 

Einziger Artikel 

In Absatz 1 letzter Unterabsatz ist „60 Jahre" 
zu ersetzen durch „65 Jahre", und es ist folgen- 
der Unterabsatz anzufügen: 

I „Das in diesem Artikel bezeichnete Grundgehalt 
1 ist das Grundgehalt, das am ersten Tage des 
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Monats gilt, in dem der Anspruch gegeben ist." 
In Absatz 3 ist die Tabelle wie folgt zu ergän- 
zen: 


Lebensalter 

®/o 

60 

78 

61 

79,5 

62 

81 

63 

82,5 

64 

84 


54. Anhang VII 

In Absatz 1 sind der Satz von „5 v. H." durch 
„7 V. H." und der Betrag von „700 bfrs" durch 
„1000 bfrs" zu ersetzen. 

In Absatz 2, zweiter Satz, muß es heißen: 

„Der Anspruch auf die Zulage bleibt jedoch er- 
halten, wenn der Gesamtbetrag aus dem jähr- 
lichen Grundgehalt des Beamten, der Familien- 
vorstand ist, und aus dem beruflichen Nettoein- 
kommen des Ehegatten 425 000 bfrs nicht über- 
steigt". 

55. Anhang VII 
Artikel 2 

In Absatz 1 ist der Betrag „1100 bfrs" durch 
„1500 bfrs" zu ersetzen. 

In Absatz 2 ist ein zweiter Unterabsatz mit fol- 
gendem Wortlaut anzufügen: 

„Das gleiche gilt für das Kind, für das ein 
Adoptionsantrag gestellt worden ist und für das 
das Adoptionsverfahren eingeleitet worden ist". 
In Absatz 3 ist in Unterabsatz b) „25 Jahre" 
durch „27 Jahre" zu ersetzen. 

Es ist ein Absatz 7 mit folgendem Wortlaut an- 
zufügen: 

„7. Der Beamte, dessen Ehegatte verstorben ist, 
hat für jedes der im Sinne dieses Artikels als 
unterhaltsberechtigt anerkannten Kinder An- 
spruch auf eine Kinderzulage, deren Betrag dop- 
pelt so hoch ist wie der in Absatz 1 dieses 
Artikels vorgesehene Betrag". 

56. Anhang VII 
Artikel 3 

Im ersten und dritten Unterabsatz sind die Be- 
träge „1000 bfrs" und „2000 bfrs" durch „1500 
bfrs" und „2750 bfrs" zu ersetzen. 

Im zweiten Unterabsatz ist folgender Satz anzu- 
fügen: 

„Abweichungen von dieser zeitlichen Begren- 
zung können von der Anstellungsbehörde aus- 
nahmsweise und unter Berücksichtigung der Art 
der Ausbildung und ihrer normalen Dauer ge- 
währt werden." 


Im dritten Unterabsatz nach „einer Europa- 
Schule" ist hinzuzufügen „oder einer Universi- 
tät". 

57. Anhang VII 

Artikel 4 Absatz 1 letzter Unterabsatz 

Der vorgesehene Betrag ist durch den Betrag 
„2500 bfrs" zu ersetzen. 

58. Anhang VII 

Ein Abschnitt 2 b) mit der Bezeichnung „Weih- 
nachtsgeld", der einen Artikel 4 b) mit folgen- 
dem Wortlaut enthält, wird angefügt: 

„Das Weihnachtsgeld nach Artikel 70 a des 
Statutes bestimmt sich nach dem Gehalt, das der 
Besoldungsgruppe und der Dienstaltersstufe des 
Beamten entspricht, sowie seinem Familienstand 
am 1. Dezember. 

Für die Berechnung des Betrages des Weih- 
nachtsgeldes bleiben unvollständige Monate 
außer Betracht. 

Das Weihnachtsgeld wird alljährlich zusammen 
mit den Dienstbezügen für den Monat Dezem- 
ber bezahlt." 

59. Anhang VII 
Artikel 5 

In Absatz 1 ist ein neuer Unterabsatz mit fol- 
gendem Wortlaut anzufügen: 

„Auf die Einrichtungsbeihiilfe wird der Berichti- 
gungskoeffizient angewandt, der für den Dienst- 
ort des Beamten festgesetzt ist." 

Ein Absatz 6 mit folgendem Wortlaut ist anzu- 
fügen: 

„Der Beamte, der Anspruch auf die Einrich- 
tungsbeihilfe hat, hat die Beihilfen gleicher Art 
anzugeben, die er anderweitig erhält; diese Bei- 
hilfen werden von der in diesem Artikel vorge- 
sehenen Beihilfe abgezogen." 

60. Anhang VII 
Artikel 6 Absatz 1 

Es ist ein neuer Unterabsatz mit folgendem 
Wortlaut anzufügen: 

„Auf die Höhe der Einrichtungsbeihilfe ist der 
Berichtigungskoeffizient anzuwenden, der für 
den letzten Dienstort des Beamten festgesetzt 
worden ist." 

61. Anhang VII 
Artikel 8 

In Absatz 1 muß der erste Unterabsatz wie folgt 
lauten: 

„Der Beamte hat zweimal je Kalenderjahr für 
sich und, falls er Familienvorstand ist, für sei- 
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nen Ehegatten und die unterhaltsberechtigten 
Kinder im Sinne von Artikel 2 Absatz 2, sowie 
die einem unterhaltsberechtigten Kind im Sinne 
von Artikel 2 Absatz 4 dieses Anhangs gleich- 
gestellten Personen, soweit diese letztgenannten 
Personen seinem Haushalt tatsächlich angehö- 
ren, Anspruch auf eine Pauschalvergütung der 
Reisekosten vom Dienstort zu dem in Artikel 7 
dieses Anhanges festgelegten Herkunftsort/' 

In Absatz 2 ist der zweite Unterabsatz zu strei- 
chen. 


62. Anhang VII 
Artikel 10 
Es muß heißen: 

„1. Der Beamte, der seinen Wohnsitz ändern 
muß, um seinen Verpflichtungen aus Arti- 
kel 20 des Statutes nachzukommen, hat für 
die Dauer von 180 Tagen, falls er Fami- 
lienvorstand ist, und für die Dauer von 
120 Tagen, falls er diese Eigenschaft nicht 
besitzt, Anspruch auf ein Tagegeld, das 
nach folgender Tabelle festgesetzt wird: 





Beamte, die 
Familienvorstand 
sind 

Beamte, die nicht 
Familienvorstand 
sind 

( 

Beschättigungsort 

Besoldungsgruppen 

vom 

1. bis 

15. Tag 

vom 

16. Tag 
ab 

vom 

1. bis 

15. Tag 

vom 

16. Tag 
ab 




bfrs je Kalendertag 1 


Brüssel, Mailand, Paris, Rom, Straß- 
burg und Städte in Deutschland mit 
über 1 Million Einwohnern 

und L/3 

650 

300 

450 

225 

j 

A 4 bis A 8 





: I. 


L/A 4 bis L/A 8 
Laufbahngruppe B 

625 

275 

425 

200 



sonstige 

Besoldungsgruppen 

550 

250 

350 

150 

: 

Bonn und Städte in Deutschland 
mit mehr als 600 000 Einwohnern, 
Wien, Luxemburg, sonstige Orte 
in Belgien, Frankreich, Italien 

Al bis A 3 und 

L/A 3 

575 

275 

400 

200 


A 4 bis A 8 







L/A 4 bis L/A 8 
Laufbahngruppe B 

550 

250 

350 

150 

1 

1 


sonstige 

Besoldungsgruppen 

450 

225 

300 

125 


Sonstige Orte in Deutschland, 
Österreich, Orte in den Niederlan- 
den 

A 1 bis A 3 und 

L/ A 3 

550 

250 

350 

150 

i 

! iii. 1 

A 4 bis A 8 

L/A 4 bis L/A 8 
Laufbahngruppe B 

500 

225 

325 

i 

125 



1 

sonstige . 

Besoldungsgruppen 

425 

1 

200 

1 

275 

125 




Diese Tabelle wird jährlich im Rahmen der in Artikel 65 des Statutes vorge- 
sehenen Prüfung überprüft. 


2. Das in Absatz 1 vorgesehene Tagegeld wird 
während der Zeit, in der der Beamte nach 
Artikel 13 bei Dienstreisen vorgesehene 
Tagegeld erhält, um die Hälfte gekürzt." 
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63. Anhang Vll 

Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 2 

„Durch Verfügung der Anstellungsbehörde kann , 
den Beamten der unter A 3 und L/A 3 liegenden i 
Besoldungsgruppen, die ein Mitglied des Organs : 
oder Beamte der höheren Besoldungsgruppen , 
auf einer bestimmten Dienstreise begleiten, | 
oder Beamten der Laufbahngruppe A in einer 
unter A 3 und L/A 3 liegenden Besoldungs- 
gruppe, die Reisen unter besonders ermüdenden [ 
Bedingungen ausführen (Verbindungen, die nur | 
in einem Nachtflug von einer tatsächlichen Min- | 
destdauer von 6 Stunden einschließlich etwaiger | 


Zwischenlandungen wahrgenommen werden 
können) für diese Dienstreise gegen Vorlage 
der Flugkarte der Flugpreis der benutzten 
Klasse erstattet werden." 


64. Anhang Vll 
Artikel 13 

Absatz 1, es muß heißen: 

„Die Tagegelder für Dienstreisen werden in bel- 
gischen Franken nach folgender Tabelle be- 
rechnet: 




Satz 

1 


I 

11 

III 1 

Dienstorte in h 

Besoldungs- 

gruppen 

A 1 bis A 3 
und L/A 3 

Besoldungs- 

gruppen 

A4 bis A 8 

L/A 4 bis L/A 8 
Laufbahngr. B 

Sonstige 

Besoldungs- 

gruppen 

Deutschland, Österreich, den Niederlanden .... 

650 

850 

750 i 

1 

Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg, Ver- 
i einigtes Königreich, Schweiz 

750 

950 

800 


Sonstigen Ländern | Für jede Dienstreise zu bestimmen 


Ü Ist der Dienstreiseort Amsterdam, Berlin, Bonn, Brüssel, Düsseldorf, Frankfurt/Main, Genf, Hamburg, Den Haag, 
Luxemburg, London, Mailand, München, Paris, Rom, Rotterdam, Straßburg oder Wien, so erhöht sich der Satz für 
die Tagegelder in Spalte 1 um 75 bfrs und der Satz in den Spalten II und III um 150 bfrs. 


Diese Tabelle wird alljährlich im Rahmen der in ! 
Artikel 65 des Statutes vorgesehenen Prüfung j 
überprüft. 

In Absatz 2 ist die Zahl „225 bfrs" durch „300 
bfrs" zu ersetzen. 


65. Anhang Vll 
Artikel 18 (neu) 

Soweit eine Änderung der Parität der Währung 
eines oder mehrerer Länder, in denen der 
Dienstort des Beamten liegt, Beamten einen 
wirklichen Nachteil bringt, beschließt der Rat 
auf Vorschlag der Kommission, ob es ange- 
bracht ist, Ausgleichsmaßnahmen zu treffen. Es | 
werden insbesondere in Betracht gezogen die j 
Auswirkung der Änderung der Parität auf den | 
Gegenwert der normalen Überweisungen, die j 
die betreffenden Beamten vornehmen, die Er- | 
fordernisse der Gewinnung von Personal bei , 
den Organen sowie die allgemeinen Grundsätze, : 


nach denen sich die Währungspolitik der Ge- 
meinschaft bestimmt. 

66. Anhang Vlll 
Artikel 2 

Im zweiten Unterabsatz ist die Zahl „33" durch 
„ 37 V 2 " zu ersetzen. 

67. Anhang Vlll 
Artikel 5 

Im ersten Unterabsatz muß es heißen: 

„Der Beamte erhält für jedes Dienstjahr zwi- 
schen 55 und 60 Jahren oder zwischen 55 Jahren 
und dem Zeitpunkt seines Ausscheidens aus 
dem Dienst oder seines Todes, falls dieser 
Zeitpunkt vor dem 60. Lebensjahr liegt, einen 
Steigerungssatz in Höhe von 5 v. H. der ruhe- 
gehaltsfähigen Dienstjahre, die er im Alter von 
60 Jahren erworben haben würde; das Ruhe- 
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gehalt darf jedoch 75 v. H. seines letzten Grund- 
gehalts nicht übersteigen." 


68. Anhang VllI 

Artikel 6 
Es muß heißen: 

„Als Existenzminimum gilt für die Errechnung 
der Leistungen das Grundgehalt eines Beamten 
der Besoldungsgruppe D 4 in der ersten Dienst- 
altersstufe." 


69. Anhang Vlll 
Artikel 9 

Im ersten Unterabsatz ist nach den Worten „von 
60 Jahren" anzufügen „oder von 55 Jahren, falls 
es sich um eine Beamtin handelt." 


70. Anhang Vlll 1 

Artikel 12 ' 

Im ersten Unterabsatz muß es heißen: 

„Ein Beamter, der vor dem 60. Lebensjahr oder, 
falls es sich um eine Beamtin handelt, vor dem 
55. Lebensjahr aus anderen Gründen als durch 
Tod oder Dienstunfähigkeit endgültig aus dem 
Dienst ausscheidet, hat bei seinem Ausscheiden 
aus dem Dienst, sofern er nicht ruhegehaltsbe- 
rechtigt oder Artikel 11 Absatz 1 auf ihn nicht 
anwendbar ist oder er weniger als 15 Dienst- 
jahre abgeleistet hat und endgültig innerhalb 
einer Frist von 6 Monaten vom Zeitpunkt seines 
Ausscheidens an gerechnet darauf verzichtet, j 
seine Versorgungsansprüche geltend zu machen, | 
Anspruch auf Auszahlung folgender Beträge: I 

a) I 

b) 

c) 

d) ..." I 

Es ist ein Unterabsatz mit folgender Fassung | 
anzufügen: ■ 

„Auf diese Zahlung wird der für Brüssel festge- j 
setzte Berichtigungskoeffizient angewandt." ; 


71. Anhang Vlll \ 

Artikel 13 | 

i 

Der erste Unterabsatz muß lauten: 

„Erkennt der Invaliditätsausschuß an, daß ein 
noch nicht 65 Jahre alter Beamter während der 1 
Zeit, in der er Ruhegehaltsansprüche erwirbt, 
dauernd voll dienstunfähig geworden ist und 
ein Amt seiner Laufbahn nicht wahrnehmen | 
kann, und muß der Beamte deshalb seinen i 
Dienst aufgeben, so hat er vorbehaltlich der i 
Vorschriften des Artikels 1 Absatz 1 für die I 


Dauer der Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf das 
in Artikel 78 des Statutes bezeichnete Ruhe- 
gehalt wegen Dienstunfähigkeit." 

72. Anhang Vlll 
Artikel 14 

An die Stelle des zweiten Unterabsatzes treten 
folgende Vorschriften: 

„Erfüllt ein Beamter nicht mehr die Vorausset- 
zungen für die Gewährung des Ruhegehalts we- 
gen Dienstunfähigkeit, so wird er auf der ersten 
freien Planstelle auf einem Dienstposten seiner 
Laufbahngruppe oder seiner Sonderlaufbahn 
wiederverwendet, der seiner Laufbahn ent- 
spricht, sofern er die erforderliche Eignung be- 
sitzt. Weist er den ihm angebotenen Dienst- 
posten zurück, so behält er seinen Anspruch auf 
Wiederverwendung unter dem gleichen Vorbe- 
halt bei einer zweiten freiwerdenden Planstelle 
seiner Laufbahngruppe oder seiner Sonderlauf- 
bahn, die seiner Laufbahn entspricht; weist er 
auch diesen Dienstposten zurück, so kann er von 
Amts wegen nach Anhörung des Paritätischen 
Ausschusses entlassen werden. Bis zum ersten 
Wiederverwendungsangebot erhält der Beamte 
weiterhin sein Ruhegehalt wegen Dienstun- 
fähigkeit. 

Beim Tode eines Beamten, der ein Ruhegehalt 
wegen Dienstunfähigkeit erhält, erlischt der An- 
spruch am Ende des Kalendermonats, in dem der 
Beamte verstorben ist." 

73. Anhang Vlll 
Artikel 17 

Zwischen dem ersten und zweiten Unterabsatz 
ist ein neuer Unterabsatz mit folgender Fassung 
einzusetzen: 

„Die Witwe eines Beamten, der das Organ ver- 
lassen hat, nachdem er Ansprüche auf ein nach 
Alter bemessenes Ruhegehalt erworben hat, 
und der gestorben ist, ohne daß er seine An- 
sprüche geltend machen konnte, hat unter dem 
Vorbehalt, daß sie die im vorangegangenen 
Absatz festgelegten Bedingungen für den Vor- 
rang erfüllt und vorbehaltlich der in Artikel 22 
dieses Anhangs getroffenen Regelung Anspruch 
auf eine Hinterbliebenenversorgung in Höhe 
von 60 v. H. des nach dem Alter bemessenen 
Ruhegehalts, das dem Beamten gezahlt worden 
wäre, wenn er ohne die Voraussetzung eines 
Mindestalters hierauf im Zeitpunkt seines Todes 
hätte Anspruch erheben können." 

74. Anhang Vlll 
Artikel 21 

In Absatz 1 muß der zweite Unterabsatz lauten: 
„Es darf vorbehaltlich der Vorschriften von Arti - 
kel 22 nicht unter dem Existenzminimum lie- 
gen." 
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In Absatz 2 ist folgender Text anzufügen: 

„Nach der in Anhang VII Artikel 3 vorgesehe- 
nen Regelung hat die Waise Anspruch auf die 
Erziehungszulage. " 

75. Anhang VIll 

In Artikel 34 Unterabsatz 2 muß es heißen: 

„ , . . ist, soweit nicht eine besondere Verfügung 
der Anstellungsbehörde ergeht, auf . . ." 

76. Anhang Vlll 
Artikel 35 

Es muß heißen: 

„Die Gewährung eines nach dem Dienstalter be- 
messenen Ruhegehalts, einer Hinterbliebenen- 
versorgung oder eines Ruhegehalts wegen 
Dienstunfähigkeit oder vorläufige Versorgungs- 
bezüge begründet keinen Anspruch auf die Aus- : 
landszulage." | 

I 

77. Anhang Vlll 
Artikel 40 

Es muß im ersten Unterabsatz heißen; I 

„Die Feststellung des nach der Dienstzeit be- ' 
messenen Ruhegehalts, der Hinterbliebenenver- , 
sorgung, des Ruhegehalts wegen Dienstunfähig- ' 
keit oder der vorläufigen Versorgungsbezüge j 
obliegt dem Organ, dem der Beamte zur Zeit j 
seines Ausscheidens aus dem Dienst angehörte, j 
Gleichzeitig mit der Verfügung, mit der diese ' 
Versorgungsbezüge zuerkannt werden, erhal- | 
ten der Beamte oder die nach ihm anspruchsbe- 
rechtigten Personen und die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, die die Auszah- 
lung der Versorgungsbezüge vorzunehmen hat, 
einen Feststellungsbescheid, aus dem die Be- 
rechnung im einzelnen hervorgeht." 

Im zweiten Unterabsatz sind die Worte „die 
Hinterbliebenenversorgung" und „und das vor- ^ 
läufige Ruhegehalt" zu streichen. 


A r t i k e 1 2 1 

Die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen | 
Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften wer- | 
den wie folgt geändert: 

1. Artikel 4 ^ 

Nach dem ersten Unterabsatz ist folgender Text ; 
einzufügen: „Bei Dienstorten, die außerhalb der 
Länder der Gemeinschaften liegen, kann der ört- 
liche Bedienstete andere Tätigkeiten als die ver- 
richten, die in Unterabsatz 1 angegeben sind." 

2. Artikel 1 

Im ersten Unterabsatz wird folgender Text an- 
gefügt: „Das aktive Wahlrecht hat auch der i 


Bedienstete, der seit mindestens sechs Monaten 
im Dienst steht." 

3. Artikel 7 a 

Am Ende von Titel 1 wird ein Artikel 7 a mit 
folgendem Wortlaut eingefügt: 

„Artikel 26a des Statuts gilt entsprechend für 
die in Artikel 1 bezeichneten Bediensteten." 

4. Artikel 20 

Im zweiten Unterabsatz nach der Zahl „70" ein- 
setzen „70 a". 

5. Artikel 21 

Es muß heißen: 

„Anhang VII Artikel 1, 2, 3, 4 und 4a und 4b 
des Statutes betreffend die Einzelheiten der 
Gewährung der Familienzulagen, der Auslands- 
zulage und des Weihnachtsgeldes gelten ent- 
sprechend." 

6. Artikel 25 

Es muß heißen: 

„Anhang VII Artikel 10 betreffend das Tagegeld 
gilt entsprechend." 

7. Artikel 33 

Im ersten Unterabsatz ist nach dem ersten Satz 
folgender Wortlaut anzufügen: 

„Der Bedienstete erhält jedoch ein Ruhegehalt 
wegen Dienstunfähigkeit in Höhe von 75 ‘Vo 
seines letzten Monatsgrundgehalts, wenn die 
Dienstunfähigkeit durch einen Unfall in Aus- 
übung des Dienstes oder anläßlich der Aus- 
übung des Dienstes, durch eine Berufskrankheit 
oder durch eine aufopfernde Tat im Interesse 
des Gemeinwohls oder dadurch entsteht, daß er 
sein Leben eingesetzt hat, um ein Menschen- 
leben zu retten." 

8. Artikel 36 

Im ersten Unterabsatz ist der Satz von „30 Vo" 
durch „37,5 Vo" zu ersetzen. 

Im zweiten Unterabsatz ist folgender Text an- 
zufügen: „. . . sowie der Erziehungszulage nach 
Maßgabe von Anhang VII Artikel 3 des Sta- 
tuts." 

9. Artikel 37 

Es wird ein dritter Unterabsatz mit folgendem 
Wortlaut angefügt: „Nach Maßgabe von An- 
hang VII Artikel 3 des Statuts hat die Waise 
Anspruch auf die Erziehungszulage." 

Abschnitt C 

Der Titel dieses Abschnitts wird wie folgt 
geändert: 

„Abschnitt C 

Abgangsgeld und nach der Dienstzeit bemesse- 
nes Ruhegehalt" 
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10. Artikel 39 

Es muß heißen: 

„Beim Ausscheiden aus dem Dienst hat der 
Zeitbedienstete Anspruch auf Zahlung des nach 
dem Alter bemessenen Ruhegehalts oder des 
Abgangsgeldes nach Maßgabe von Titel V, 
Kapitel UI des Statutes und von Anhang VIII 
des Statutes. Das Abgangsgeld wird um den 
Betrag der Zahlungen vermindert, die auf Grund 
von Artikel 42 vorgenommen worden sind. Hat 
der Bedienstete Anspruch auf ein nach dem 
Alter bemessenes Ruhegehalt, so werden seine 
Ruhegehaltsansprüche anteilig zum Betrag der 
auf Grund von Artikel 42 vorgenommenen Zah- 
lungen gekürzt." 

11. Artikel 45 

Es muß heißen: 

„Artikel 85 des Statutes betreffend die Rück- 
forderung ohne rechtlichen Grund gezahlter Be- 
träge gilt entsprechend." 

12. Artikel 63 

Es muß heißen: 

„Die Grundgehälter werden nach folgender 
Tabelle festgesetzt: 

{Monatssätze in bfrs) 


i 

i 


Kategorie , 1 Klasse 



Gruppe 

1 1 


I 

35 200 

A 

|ll 

24 750 


i III 

20 200 

B 

IV 

V 

19 250 

1 13 650 

c 

VI 

1 1 1 800 


i VII 

9 400 

D 

, VIII 

9 350 

i IX 

8 850 


2 3 4 


39 

550 

43 

900 

CO 

250 

27 

600 

30 

450 

33 

300 

21 

300 

22 

400 

23 

500 

21 

500 

23 

750 

26 

000 

14 

950 

16 

250 

17 

550 

13 

000 

14 

200 

15 

400 

10 

150 

10 

900 

11 

650 

10 

050 

10 

750 

1 

1 11 

450 1 

9 

050 

' 9 

250 

9 

450 1 


13. Artikel 65 

Es muß heißen: 

„Artikel 70a des Statutes und Anhang VII Arti- 
kel 1, 2, 4, 4 a und 4 b des Statutes betref- 
fend die Gewährung der Familienzulagen, der 
Auslandszulage und des Weihnachtsgeldes gel- 
ten entsprechend." 

14. Artikel 69 

Es muß heißen: 

„Hilfskräfte, die nachweisen, daß sie nicht wei- 
terhin an ihrem früheren Wohnsitz wohnen 


können, erhalten für die Dauer von höchstens 
einem Jahr das in Artikel 10 von Anhang VII 
des Statutes festgesetzte Tagegeld." 

15. Artikel 72 

Es muß heißen: 

„Artikel 85 des Statutes betreffend die Rückfor- 
derung ohne rechtlichen Grund gezahlter Be- 
träge gilt entsprechend." 


Die Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) Nr. 
259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 zur Festle- 
gung des Statutes der Beamten der Europäischen Ge- 
meinschaften und der Beschäftigungsbedingungen 
für die sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaf- 
ten sowie zur Einführung von Sondermaßnahmen, 
die vorübergehend auf die Beamten der Kommission 
anwendbar sind, wird wie folgt geändert: 

In Artikel 2 letzter Unterabsatz werden die Worte 
„Die Artikel 93 bis 105" durch die Worte „Die Arti- 
kel 93, 95 bis 100, 102 und 103" ersetzt. 


Artikel 4 

Die Artikel 103, 104, 108 und 109 des Statutes 
der Beamten der Europäischen Gemeinschaften wer- 
den aufgehoben. 


Artikel 5 

Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ver- 
ordnung erworbenen Versorgungsansprüche werden 
von diesem Zeitpunkt an auf Grund der Vorschriften 
des Statutes geändert, wie diese durch Artikel 1 
dieser Verordnung geändert worden sind. Weder 
der Satz noch der Betrag der vor dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung erworbenen Versorgungsan- 
sprüdie dürfen jedoch unter denen liegen, die sich 
aus der Anwendung derjenigen Vorschriften erge- 
ben würde, die zu dem Zeitpunkt in Kraft waren, 
in dem diese Versorgungsansprüche erworben wor- 
den sind. 


Artikel 6 

Der Beamte, der auf Grund von Artikel 101 
des Statuts der Beamten der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl seinen Versorgungsbei- 
trag nach dem 1. Januar 1962 auf 7,5 v. H. seines 
' abzugspflichtigen Ruhegehalts belassen hat, erhält 
I eine Steigerung seiner Ruhegehaltsansprüche, die 
nach Artikel 77 des Statuts bestimmt wird, und 
! zwar anteilig zur Dauer der von diesem Zeitpunkt 
i an bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung gelei- 
steten Dienstzeit, soweit diese für die Berechnung 
der Dienstjahre nach Artikel 3 von Anhang VII des 
I Statuts anzurechnen ist. 

Diese Steigerung beträgt 0,19 v. H. je volles ruhe- 
gehaltsfähiges Dienstjahr und V12 dieses Vomhun- 
dertsatzes für jeden vollen weiteren Monat. 
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Artikel 7 

Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Die Artikel 18 (Artikel 44), Artikel 27 (Artikel 63), 
30 (Artikel 66), 31 (Artikel 67), 33 (Artikel 69), 
35 (Artikel 70 a), 37 (Artikel 74), 54 (Anhang Vit 
Artikel 1), 55 (Anhang VII Artikel 2), 56 (Anhang 
VII Artikel 3), 57 (Anhang VII Artikel 4), 58 (An- 
hang VII Artikel 4 b), 59 (Anhang VII Artikel 5), 
60 (Anhang VII Artikel 6), 61 (Anhang VII Arti- 


kel 8), 70 (Anhang VIII Artikel 12) und 2 Abs. 4 
(Artikel 20), 5 (Artikel 21), 12 (Artikel 63) und 
13 (Artikel 65), werden am 1. Januar 1969 wirksam. 

Die am 1. Januar 1969 erworbenen Versorgungs- 
1 ansprüche werden von diesem Zeitpunkt an auf der 
Grundlage der in Artikel 66 des Statuts vorgese- 
I henen Gehaltstabelle festgestellt, wie dieser Artikel 
durch Artikel 1 dieser Verordnung geändert worden 
ist. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


Im Rahmen des Verfahrens zur Annahme der Ver- 
ordnung Nr. 259/68 des Rates „zur Festlegung des 
Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten und der Beschäftigungsbedingungen für die son- 
stigen Bediensteten dieser Gemeinschaften sowie 
zur Einführung von Sondermaßnahmen, die vor- 
übergehend auf die Beamten der Kommission an- 
wendbar sind" hat der Rat die Kommission aufgefor- 
dert, ihm geeignete Revisionsvorschläge zum Beam- 
tenstatut unter Berücksichtigung der bei der Anwen- 
dung dieses Statuts gewonnenen Erfahrungen zu 
unterbreiten. 

Nach Durchführung der vorgeschriebenen Anhörun- 
gen hat die Kommission den Verordnungsentwurf 
festgelegt, in dem das Ergebnis ihrer einschlägigen 
Arbeiten festgehalten wird. Die beiliegenden Vor- 
schläge bezwecken die Lösung von drei Problem- 
gruppen, bei denen es als zweckmäßig angesehen 
wurde, entweder die Revision oder aber die Ein- 
führung neuer Vorschriften in das Statut vorzu- 
sehen. 

Die erste Gruppe von Vorschlägen betrifft eine 
Reihe von Vorschriften, deren Revision oder Auf- 
nahme in das Statut im Lichte der bei der Anwen- 
dung des Statuts gewonnenen Erfahrungen zweck- 
mäßig erschienen. 

Die zweite und die dritte Gruppe betreffen Vor- 
schriften vermögensrechtlicher Art und Vorschriften 
betreffend die Versorgungsordnung. 


I. 


als die Personalvertretungen oder die bereits beste- 
henden paritätischen Ausschüsse sind. 

Die der derzeitigen Regelung entsprechende ein- 
jährige Amtszeit der Personalvertretung hat sich als 
viel zu kurz erwiesen. Die Maßnahmen im Zusam- 
menhang mit den Wahlen sind kompliziert und 
zahlreich, und es erschien daher zweckmäßig, die 
Dauer der Amtszeit auf zwei Jahre festzulegen. Die 
empfohlene Dauer der Amtszeit müßte der gewähl- 
ten Personalvertretung die Möglichkeit geben, über 
einen hinlänglich langen Zeitabschnitt zu verfügen, 
um die Kontinuität ihrer Arbeiten zu gewährleisten. 

Andererseits wird vorgeschlagen, das für die Gültig- 
keit der Wahlen vorgeschlagene Quorum auf die 
Hälfte der Wähler zu reduzieren, und zwar beim 
zweiten Wahlgang, wenn beim ersten Wahlgang das 
Quorum von “/n nicht erreicht worden ist. Außerdem 
erschien es zweckmäßig, einige Präzisierungen für 
den Fall anzubringen, daß die Personalvertretung in 
örtliche Sektionen unterteilt ist. 

Es erschien wünschenswert, im Rahmen dieser Vor- 
schriften ausdrücklich im Statut das Recht des Ge- 
meinschaftspersonals anzuerkennen, sich in Gewerk- 
Schafts- oder Berufsverbänden zusammenzuschlie- 
ßen. 

Alle Vorschläge, die dieses Gebiet betreffen, waren 
Gegenstand wiederholter Erörterungen zwischen der 
Kommission und den Personalvertretern, und so 
konnten Texte erarbeitet werden, denen die Betei- 
ligten, wenn man von einigen Nuancen absieht, all- 
gemein zugestimmt haben. 


1. Vorschläge betreffend die Vertretung des 
Personals 

Die Kommission mißt dem Vorschlag zur Schaffung | 
eines Obersten Rates des öffentlichen Dienstes der | 
Europäischen Gemeinschaften die gebotene Bedeu- 
tung zu. Das Vorhandensein eines solchen Ober- , 
sten Rates würde zweifellos von Nutzen sein, da ' 
in ihm auf höchster Ebene und in regelmäßigen | 
Zeitabständen zwischen den Organen und den Per- ] 
sonalvertretern — sowohl den statutären wie auch i 
den den Gewerkschafts- oder Berufsverbänden ange- j 
hörenden Personalvertretern — die wichtigsten an- 
stehenden Probleme erörtert werden könnten. In ; 
diesem Gremium würden auch die Orientierungen | 
für die Gebiete entwickelt werden, die den Fort- 
schritt dieses wesentlichen Teils des gemeinschaft- 
lichen Aufbauwerkes bestimmen. 

Andere Revisionsvorschläge bezwecken entweder 
eine größere Wirksamkeit der Arbeitsweise der Ver- 
tretungsorgane des Personals, oder aber die Schaf- 
fung von Informations- und Dialogsgremien zwi- 
schen dem Organ und seinem Personal, wie die 
Kontaktausschüsse, die weniger „administrativ" 


2. Dienstrechtliche Stellung bei Halbtags- 
beschäftigung 

(Artikel 42 a) 

Die dienstrechtliche Stellung bei Halbtagsbeschäfti- 
gung ist im Verordnungsgentwurf durch die Auf- 
nahme eines neuen Artikels vorgesehen worden. 

Sie entspricht insbesondere folgenden Kriterien: 

— sie wird ausnahmsweise gewährt; 

— - ohne Rücksicht auf das Geschlecht; 

— für sechs Monate, die jeweils von sechs zu sechs 
Monaten verlängert werden können; 

— aus zwingenden familiären Gründen. 

Eine ähnliche Lösung wird zur Zeit in einigen natio- 
i nalen öffentlichen Diensten eingeführt oder in Aus- 
i sicht genommen. Sie soll den besonderen Erforder- 
nissen des modernen Lebens entsprechen. 

Die Dienstbezüge des Beamten in dieser dienstrecht- 
lichen Stellung werden um die Hälfte gekürzt, außer 
bei den Zulagen für unterhaltsberechtigte Kinder; 
der Beamte zahlt auch weiterhin die vollen Beiträge 
zur Krankheitsfürsorge und zur Versorgung. 
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3. Rechtsstellung der Beamten, die damit beauftragt 
worden sind, Aufgaben bei einer Person wahr- 
zunehmen, die ein in den Verträgen zur Grün- 
dung der Gemeinschaften oder im Vertrage zur 
Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer 
gemeinsamen Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften vorgesehenes Amt innehat, oder 
zur Wahrnehmung von Aufgaben bei einem ge- 
wählten Präsidenten eines Organs oder einer 
Einrichtung der Gemeinschaften oder einer Frak- 
tion des Parlaments. 

Um eine Lücke im Statut zu schließen, wird im Ent- 
wurf die Rechtsstellung der unter den Beamten aus- 
gewählten Mitglieder der Kabinette präzisiert. 
Diese würden die dienstrechtliche Stellung der Ab- 
ordnung im dienstlichen Interesse erhalten, und es 
würden ihnen vorläufig alle Rechte zuerkannt wer- 
den, die den auf Lebenszeit ernannten Beamten 
der ihrem Amt im Kabinett entsprechenden Besol- 
dungsgruppe zustehen. 

Es ist außerdem vorgesehen, daß für die Beamten, 
die während mindestens vier Jahren ein Amt in 
einem Kabinett ausgeübt haben, die Versorgungs- 
bezüge auf Grund des letzten Gehalts berechnet 
würden, das ihnen in dieser Stellung gezahlt wurde, 
falls dieses Gehalt höher liegt, als das Gehalt, das 
der Beamte während des letzten Dienstmonates bei 
der Kommission erhalten hat. 

4. Schaffung eines „vorgerichtlichen“ Organs 

Wie bereits vielfach angeregt worden war, wird 
die Schaffung eines vorgerichtlichen Organs vorge- 
schlagen, dessen Anhörung zwingend vorgeschrie- 
ben sein würde, falls die Anstellungsbehörde beab- 
sichtigen sollte, einer Beschwerde nicht zu entspre- 
chen. Dieser Ausschuß wäre aus drei Personen zu- 
sammengesetzt, die von der Anstellungsbehörde 
nach Anhörung der Personalvertretung ernannt wer- 
den. Das genannte Verfahren würde die Möglichkeit 
schaffen, den Beamten eine zweitinstanzliche Prü- 
fung ihrer Beschwerden zu garantieren, wobei je- 
doch vermieden würde, das Register des Gerichts- 
hofes mit Bagatellsachen zu belasten. 

5. Sekretariats- und technisches Personal 

(Anhang I-A) 

Die Kommission schlägt außerdem vor, Anhang I A 
dahin gehend zu ergänzen, daß in die Laufbahn- 
gruppe B neue Ämter unter den Grundamtsbezeich- 
nungen „Sekretariatsassistent'' (B/3 — 2) und „stell- 
vertretender Sekretariatsassistent'' (B/5 — 4) aufge- 
nommen werden. Es hat sich als notwendig erwie- 
sen, diese neuen Ämter einzuführen, zu deren Tätig- 
keit zwar Sekretariatsarbeiten gehören, die jedoch 
insofern besondere Aspekte aufweisen, als ihr 
Niveau höher ist als das der Laufbahngruppe C und 
dafür Voraussetzungen erforderlich sind, die im Sta- 
tut normalerweise für die Laufbahngruppe B gefor- 
dert werden. 

Ferner hat es sich als zweckmäßig erwiesen, auch für 
das technische Personal neue Ämter der Laufbahn- 


i gruppen B und C vorzusehen. Die neuen Dienst- 
posten, die im Anschluß an diese Änderung geschaf- 
fen werden, können selbstverständlich nur nach den 
■ Bestimmungen von Artikel 29 und Artikel 45 Ab- 
I satz 2 besetzt werden. Beamte, die zur Zeit einer 
I niedrigeren Laufbahngruppe angehören, können in 
! eine solche Stelle nur im. Wege des Auswahlver- 
I fahrens ernannt werden. 


6. Krankheitsfürsorge 

Es wird vorgeschlagen, an dieser Vorschrift drei 

Änderungen vorzunehmen: 

— Die Verlängerung der Sicherung im Krankheits- 
fall während eines gewissen Zeitabschnittes für 
den Beamten, der endgültig aus dem Dienst des 
Organs ausgeschieden ist, ist vorgesehen; dieser 
Vorschlag entspricht der Regelung, die bereits 

• zumindest bei der früheren EWG-Kommission im 
Rahmen der vorläufigen Krankenkassenregelung 
(die bis Ende 1966 in Kraft war) bestanden hat, 
abgesehen jedoch von der Kostenlosigkeit dieser 
Sicherung nach der genannten Regelung, die miß- 

i bräuchlich erschien. 

; — Die Sicherung der Krankheitsfürsorge wird nicht 
' nur dem Empfänger eines Ruhegehalts gewährt, 

der bis zum 60. Lebensjahr oder, wenn es sich 
um eine Beamtin handelt, bis zum 55. Lebens- 
jahr im Dienst geblieben ist, sondern jedem 
Empfänger von Versorgungsbezügen, selbst 
wenn er vor diesem Alter ausgeschieden ist; in 
diesem letztgenannten Fall wird die Sicherung 
nur insoweit gewährt, als der Betreffende nicht 
durch eine andere öffentliche Krankheitsfürsorge- 
einrichtung gesichert werden kann. 

— Die Antikumulierungsvorschrift in Absatz 4 ist 
ebenfalls geändert worden: die anderweitig er- 
haltenen Erstattungen werden insoweit berück- 
sichtigt, als sie aus einer öffentlichen Kranken- 
fürsorgeeinrichtung herrühren. In diesem Falle 
dürfen die Erstattungen insgesamt die in unserer 

i Krankheitsfürsorgeregelung vorgesehenen Er- 

stattungsbeträge nicht übersteigen. 

; 7. Verschiedene Statutsvorschriften 

I 

I — Einstweiliger Ruhestand und Stellenenthebung 
i (Artikel 41 bis 50) 

I An diesen Vorschriften sind Präzisierungen hin- 

* sichtlich des Gehalts vorgenommen worden, das 
die Grundlage der Vergütung bildet, sowie hin- 

i sichtlich der Anwendung des Berichtigungskoeffi- 

zienten auf diese Vergütungen. 

; Es ist außerdem vorgeschlagen worden, in An- 
hang IV das Höchstalter für die Gewährung der 
t vorgesehenen Vergütung von 60 Jahren auf 
65 Jahre festzusetzen. 

— Krankheitsurlaub 

Es wird vorgeschlagen, im zweiten Unterabsatz 
! von Absatz 1 den Grundsatz anzufügen, daß der 
1 Beamte, der mehr als 12 Tage Krankheitsurlaub 
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innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten er- 
reicht, gehalten ist, ein ärztliches Zeugnis für 
jedes neue Fernbleiben infolge Krankheit selbst 
dann vorzulegen, wenn dieses Fernbleiben kür- 
zer als drei Tage ist. 

Diese Vorschrift soll die Möglichkeit geben, die 
Zahl der Fälle mißbräuchlichen kurzzeitigen 
Fernbleibens zu verringern. 

— • Einstufung bei Beförderung (Artikel 46) 

Es wird vorgeschlagen, bei der Einstufung der 
beförderten Beamten eine Erhöhung von zwei 
Dienstaltersstufen statt einer vorzusehen. Die 
derzeitigen Vorschriften dürften nämlich in vie- 
len Fällen unzulänglich sein. 

— Rückforderung zu viel gezahlter Beträge 

Es wird eine neue Fassung von Artikel 85 des 
Statuts betreffend die Rückforderung zu viel ge- 
zahlter Beträge vorgeschlagen. 

— Tagegelder 

Die Vorschriften von Artikel 10 in Anhang VII 
haben zu großen Anwendungsschwierigkeiten 
geführt. Es erschien erforderlich, die Vorschriften 
dieses Artikels völlig zu revidieren, indem ein 
elastischeres System vorgesehen wird, das die 
Zahlung der betreffenden Vergütung pauschal 
während eines sehr begrenzten Zeitabschnitts 
vorsieht (180 Tage für den Familienvorstand, 
120 Tage für die anderen Beamten). 

8. Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten 

Die bezüglich der Beschäftigungsbedingungen für 
die sonstigen Bediensteten vorgeschlagenen Ände- 
rungen beschränken sich darauf, die für das Statut 
der Beamten vorgeschlagenen Änderungen entspre- 
chend zu übernehmen. Hinsichtlich der Bedienste- 
ten auf Zeit ist jedoch eine recht bedeutsame Ände- 
rung vorgeschlagen worden. 

In Artikel 39 BSB wird nämlich vorgeschlagen, daß 
die Bediensteten auf Zeit Anspruch auf das nach 
dem Dienstalter bemessene Ruhegehalt oder auf das 
Abgangsgeld nach Maßgabe des Statuts der Beamten 
haben. 

Bei dieser Vorschrift wird die Stellung der Bedien- 
steten auf Zeit der Stellung des Beamten angenähert. 
Sie dürfte jedoch insoweit normal sein, als sie vor- 
sieht, daß der Zeitbedienstetc, der die gleichen Vor- 
aussetzungen erfüllt wie der Beamte, Anspruch auf 
die gleichen Vorteile bezüglich der Versorgung 
haben kann (Beiträge, 10 Jahre Dienstzeit oder 
Lebensalter von 60 Jahren). 

IL 

Vorschriften 

über die vermögensrechtlichen Leistungen 

Die Kommission ist der Ansicht, daß den Vorschlä- 
gen über die Besoldung des Gemeinschaftspersonals 
ganz besondere Beachtung geschenkt werden müsse. 


! Sie hat festgestellt, daß im Laufe der Jahre die 
I Höhe der Besoldung eine gewisse Verschlechterung 
I im Vergleich zu der Besoldung erfahren hat, die im 
: Jahre 1962 der Besoldung bei der Gemeinschaft die 
j Anziehungskraft gab, mit der den Gemeinschafts- 
i Organen, wie dies in Artikel 27 des Statuts vorge- 
schrieben wird, „die Mitarbeit von Beamten ge- 
sichert wird, die in bezug auf Befähigung, Leistung 
und Integrität höchsten Ansprüchen genügen und 
die unter den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten 
auf möglichst breiter geographischer Grundlage aus- 
zuwählen sind . . 

Diese „Mitarbeit" bleibt mehr als je zuvor unerläß- 
lich. Es darf nicht sein — und hierfür sind bereits 
Vorzeichen sichtbar geworden — , daß die Beamten, 
die den höchsten Ansprüchen genügen, die Organe 
verlassen, obwohl doch gerade jetzt die von ihnen 
erworbene Gemeinschaftserfahrung zu höchster Lei- 
stungsfähigkeit führen würde; es darf auch nicht 
sein, daß erstklassige Kräfte die ihnen angebotene 
Einstellung zurückweisen, weil im Vergleich zu den 
nunmehr in den meisten Mitgliedstaaten erreichten 
Bezügen die vorgeschlagenen Dienstbezüge bei der 
I Gemeinschaft wenig Anziehungskraft ausüben. 

! Gewiß ist, daß das sicherste Mittel, die Vorschriften 
aus Artikel 27 mit allen sich daraus ergebenden Fol- 
gen wirkungslos zu machen, darin besteht, die Be- 
soldung des europäischen öffentlichen Dienstes den 

Realitäten des Marktes nicht anzupassen. 

i 

Auf diese Überlegung gründen sich die Vorschläge 
der Kommission in diesem Bereich. ‘ 


1. Gehaltstabelle 

I Bei der letzten Prüfung des Besoldungsniveaus war 
I vereinbart worden, daß im Rahmen der Statutsrevi- 
! sion eine neue Gehaltstabelle vorgesehen wer- 
1 den solle. Die in Artikel 66 des Statuts vorgeschla- 
! gene Gehaltstabelle berücksichtigt die Einarbeitung 
i der seit 1965 gewährten Berichtigungskoeffizienten. 

I Sie weist außerdem (wie dies der Rat auf seiner 
1 Tagung vom 29. Oktober 1968 selbst bestimmt hatte, 
ohne jedoch die Höhe festzulegen) eine zusätzliche 
Erhöhung der Gehälter auf. Die Kommission war 
der Ansicht, daß diese Erhöhung im Durchschnitt 
5 v. H. betragen, jedoch nach Besoldungsgruppen 
: verschieden sein müsse. Aus dieser Sicht und aus 
sozialen Gründen sind die niedrigsten Besoldungs- 
j gruppen begünstigt worden. Die Erhöhung über- 
steigt leicht 7 v. H. bei der Besoldungsgruppe D/4, 
um schrittweise bis auf 3,5 v. H. bei A/6 abzuneh- 
men. Um die Stabilität des Personalbestandes in der 
Laufbahngruppe A nicht zu beeinträchtigen, steigt 
die Erhöhung wieder allmählich und erreicht bei der 
I Besoldungsgruppe A/1 etwas mehr als 5 v. H. 

j Die neue Gehaltstabelle sieht außerdem die Schaf- 
j fung einer neuen Dienstaltersstufe für alle Besol- 
j dungsgruppen außer für Al und A8. Damit soll die 
; Laufbahn der Beamten, die sich in diesen Besol- 
I dungsgruppen befinden, verlängert werden. Die 
' letzte Dienstaltersstufe würde jedoch erst nach 
einem Dienstalter von drei Jahren in der vorletzten 
Stufe zuerkannt werden. 
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2. Einführung eines „Weihnachtsgeldes“ 

Es wird vorgeschlagen, in das Statut ein „Weih- 
nachtsgeld'' aufzunehmen. Die Einführung des 
Weihnachtsgeldes entspricht der Entwicklung, die 
in mehreren Mitgliedstaaten festgestellt werden 
konnte. Der für dieses Weihnachtsgeld vorgeschla- 
gene Betrag macht die Hälfte eines Grundgehaltes 
aus, und zwar mit einem Mindestbetrag von 
12 000 bfrs und einem Höchstbetrag von 30 000 bfrs. 
Dieses Weihnachtsgeld würde außerdem um den 
monatlichen Betrag der Familienzulagen erhöht 
werden. Durch die Festsetzung des angegebenen 
Mindest- und Höchstbetrages führt das Weihnachts- 
geld wirksam zu einer nichtlinearen Erhöhung der 
Besoldung, da die unteren Besoldungsgruppen da- 
durch ein verhältnismäßig höheres Weihnachtsgeld 
als die höheren Besoldungsgruppen erhalten. 

3. Erhöhung der Zulagen 

Es wird vorgeschlagen, eine Reihe von Zulagen 
zu erhöhen. Es handelt sich insbesondere um die 
Familienzulagen. Die Erhöhungen sind im wesent- 
lichen durch die Einbeziehung der zuvor durch 
Berichtigungskoeffizienten gewährten Beträge ent- 
standen. Es wird auch vorgeschlagen, den Satz der 
Familienvorstandszulage von 5 auf 7 v. H. anzuhe- 
ben. 

Die anderen Erhöhungen betreffen in der Haupt- 
sache die Dienstreiseentschädigungen, deren der- 
zeitige Beträge 1965 festgelegt worden sind und 
nicht mehr der Wirklichkeit entsprechen. 

4. Jährliche Prüfung des Besoldungsniveaus 

Die derzeitigen Vorschriften des Statuts bestimmen, 
daß die jährliche Prüfung der Besoldung im Septem- 
ber stattfindet und daß dafür die Lage vom 1. Juli 
maßgebend ist. Auf Grund der Ferienzeit hat es sich 
jedoch praktisch stets als schwierig erwiesen, recht- 
zeitig die für die Erstellung des Berichts der Kom- 
mission erforderlichen Faktoren zusammenzustel- 
len. Daher dürfte es besser sein, diese Prüfung auf 
den Monat November zu verlegen und sie auf Grund 
der Lage vom 1. Oktober vorzunehmen. 

Es dürfte außerdem gerechtfertigt sein, den Bereich 
der jährlichen Prüfung zu erweitern und ihn auf 
das Niveau der Tagegelder auszudehnen. 

★ 

Die unter den Punkten 1, 2 und 3 erläuterten Vor- 
schläge sind ein Ganzes, das als solches in Be- 
tracht gezogen werden muß. Die Kommission ist 
der Ansicht, daß die Geschlossenheit dieses Ganzen 
zuzuschreiben ist: 

1. dem Vorschlag einer verhältnismäßig geringen 
Anhebung der Gehaltstabelle (5 v. H.), einer An- 
hebung, die nach Laufbahngruppen und Besol- 
dungsgruppen des Personals differenziert ist; 

2. der Einführung eines Weihnachtsgeldes, das sich 
dem Grundsatz nach in der einen oder anderen 
Form in den meisten Mitgliedstaaten wiederfin- 
det und bei dem der soziale Charakter durch die 
Einführung der Mindest- und Höchstbeträge ver- 
stärkt wird. 


IIL 

Vorschriften betreffend die Versorgungsordnung 

Ein anderer grundlegender Bereich, auf den sich die 
Revisionsvorschläge beziehen, ist der Bereich der 
Versorgung, dessen über die praktische Bedeutung 
hinausgehende psychologische Bedeutung hervor- 
gehoben werden muß. Sein Berufsleben ganz den im 
Vertrage gesetzten Zielen zu verschreiben, bildet 
eine Gewähr der Kontinuität, deren Erfahrung dm 
Laufe der Jahre immer nützlicher wird. Diese Kon- 
tinuität muß durch eine Versorgungsordnung sicher- 
gestellt werden, deren Wirksamwerden in der Zeit 
nicht allzuweit entfernt liegt und deren Leistungen 
ein Ziel bilden, das im Laufe einer normalen Lauf- 
bahn anzustreben der Mühe wert ist. 

Die Vorschläge der Kommission in diesem Bereich 
berücksichtigen die Entwicklung, die sich in den 
Mitgliedstaaten gezeigt hat und noch zeigt, und im 
wesentlichen auf eine Anhebung des Vomhundert- 
satzes der Versorgung im Vergleich zum vollen Ge- 
halt orientiert ist, das der Beamte im aktiven Dienst 
bezieht, und parallel dazu auf eine Verringerung der 
Zahl der Dienstjahre, die zur Erreichung des Höchst- 
ruhegehaltes erforderlich sind. 

Die Kommission hat ihre Revisionsvorschläge be- 
züglich der derzeitigen Versorgungsordnung auf 
bestimmte Schlüsselartikel abgestellt, wie insbeson- 
dere die Artikel 77 und 79 des Statuts und die 
Artikel 2 und 5 des Anhanges VIII zum Statut. Die 
Vorschläge der Kommission im Bereich der Versor- 
gung sind wie folgt gegliedert: 

1. Nach dem Alter bemessenes Ruhegehalt 

a) In Artikel 77 des Statuts wird vorgeschlagen, 
den Höchstsatz des nach dem Alter bemessenen 
Ruhegehalts auf 75 v. H. des letzten Grund- 
gehalts anstelle von 60 v. H. des durchschnitt- 
lichen Endgehalts des Beamten anzuheben. (Siehe 
auch Artikel 5 von Anhang VIII des Statuts). Im 
übrigen würde der Höchstbetrag des Ruhegehalts 
nach 37,5 Dienstjahren erreicht werden (Arti- 
kel 77 des Statuts, Artikel 2 und 5 von Anhang 
VIII des Statuts). 

Die Ansprüche auf ein nach dem Dienstalter be- 
messenes Ruhegehalt, so wie sie zur Zeit vor- 
gesehen sind, liegen unter den von den Beamten- 
gesetzen in den Mitgliedstaaten gewährleiste- 
ten Ansprüchen; die revidierten Ansprüche wür- 
den besser den in diesen nationalen Regelungen 
festgelegten Durchschnittsnormen entsprechen. 

b) Der Vorschlag umfaßt außerdem eine Änderung 
der Vorschriften in Artikel 5 von Anhang VII 
des Statuts, die den Zweck hat, diese Vorschriften 
nicht mehr auf den Altersabschnitt zwischen 60 
und 65 Jahren, sondern auf den Altersabschnitt 
zwischen 55 und 60 Jahren festzulegen. 

Der Anspruch auf den im Lebensalter zwischen 
55 und 60 Jahren vorgesehenen Steigerungs- 
satz ist dazu bestimmt, den in den europäischen 
öffentlichen Dienst in einem für gewöhnlich höhe- 
ren Alter als im Falle des nationalen öffentlichen 
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Dienstes eingetretenen Beamten die Möglichkeit 
zu geben, schon im Alter von 60 Jahren den 
Höchstbetrag der Pension zu erreichen. Diese 
Vorschrift müßte zu einer Verjüngerung der lei- 
tenden Kräfte des europäischen öffentlichen 
Dienstes beitragen. 

c) Eine Sondervorschrift für die Beamten wird in 
Artikel 11 des Statuts vorgeschlagen. Um be- 
stimmten modernen administrativen Tendenzen 
sowie einer in verschiedenen nationalen staat- 
lichen Verwaltungen eingetretenen Entwicklung 
Rechnung zu tragen, wird vorgeschlagen, für die 
Beamtinnen den Erwerb des Versorgungsan- 
spruches schon in einem Alter von 55 Jahren 
vorzusehen {anstelle von zur Zeit 60 Jahren, wie 
dies auch für die Beamten der Fall ist). Mit ande- 
ren Worten könnten die Beamtinnen von einem 
Alter von 55 Jahren ab bei einem endgültigen 
Ausscheiden aus dem Dienst Anspruch auf ein 
Ruhegehalt erheben, das nach der Versorgungs- 
ordnung berechnet ist, d. h. insbesondere auf der 
Grundlage der in Artikel 3 von Anhang VIII zu 
berücksichtigenden ruhegehaltsfähigen Dienst- 
jahre und ohne daß auf sie die in Artikel 9 von 
Anhang VIII vorgesehene Kürzung angewandt 
wird. 

2. Hinterbliebenenversorgung 

Es wird vorgeschlagen, den Mindestsatz der Hinter- 
bliebenenversorgung auf 37,5 V. H. anstelle von der- 
zeitig 30 V. H. festzulegen (Artikel 79 des Statuts). 
Da die im Statut der Beamten der Gemeinschaften 
vorgesehene Versorgungsordnung so aufgebaut ist, 
daß sie von dem nach dem Alter bemessenen 
Ruhegehalt als Grundlage ausgeht, dürfte es normal 
sein, daß mit einer Anhebung des Mindestsatzes des 
nach dem Alter berechneten Ruhegehalts von 60 
V. H. auf 75 V. H. der Mindestsatz der Hinterbliebe- 
nenversorgung im gleichen Verhältnis erhöht wird, 
nämlich von 30 v. H. auf 37,5 v. H. Diese neuen 
Sätze würden besser den in den nationalen Rechts- 
vorschriften bestehenden Normen entsprechen. 

3. Existenzminimum 

Das in Artikel 6 von Anhang VIII angegebene | 
Existenzminimum müßte 100 v. H. des Grundgehalts | 
von D 4/1 anstelle von 80 v. H. dieses Gehalts 
entsprechen. Da das Existenzminimum bei der Fest- 
legung des Mindestbetrages des nach dem Alter 
bemessenen Ruhegehalts, der Hinterbliebenenver- 
sorgung, des Waisengeldes eine Rolle spielen kann, | 
ist dieser Vorschlag in erster Linie eine soziale i 
Besserstellung, die Lebenssachverhalte betrifft, de- 
nen äußerstes Interesse gebührt. 

4. Ruhegehalt wegen Dienstunfähigkeit 

Es wird eine recht grundlegende Umgestaltung des 
zur Zeit in Artikel 78 des Statuts vorgesehenen 
Systems für das Ruhegehalt wegen Dienstunfähig- 
keit vorgeschlagen. Der Vorschlag umfaßt insbeson- 
dere eine Unterscheidung zwischen der Dienstun- 


fähigkeit, die in ursächlichem Zusammenhang steht 
mit der Ausübung des Amtes oder einer ganz beson- 
ders aufopfernden Tat im Interesse des Gemein- 
wohls einerseits und andererseits der Dienstunfähig- 
keit, die durch andere Ursachen als die genannten 
Ursachen entstanden ist, wobei jede der beiden 
Arten der Dienstunfähigkeit zu verschiedenen Ver- 
sorgungsansprüchen führt. 

Ist die Dienstunfähigkeit durch einen Dienstunfall, 
durch eine Berufskrankheit oder durch eine ganz 
besonders aufopfernde Tat im Interesse des Ge- 
meinwohls entstanden, so wird das Ruhegehalt we- 
gen Dienstunfähigkeit auf den Höchstsatz des nach 
dem Alter bemessenen Ruhegehalts festgesetzt 
(75 V. H.) 

Ist die Dienstunfähigkeit durch eine andere Ur- 
sache entstanden, so entspricht das Ruhegehalt we- 
gen Dienstunfähigkeit dem Satz des nach dem 
Alter bemessenen Ruhegehalts, auf das der Be- 
amte Anspruch haben würde, wenn er bis zu die- 
sem Alter im Dienst verblieben wäre. 

Außerdem wird, um im Rahmen des Möglichen und 
mit Billigkeit der vorhersehbaren Laufbahn des be- 
troffenen Beamten Rechnung zu tragen, vorgeschla- 
gen, als Grundlage für die Berechnung des Ruhe- 
gehalts wegen Dienstunfähigkeit ungeachtet ihrer 
Ursache das Grundgehalt zu wählen, das der Be- 
amte in seiner Besoldungsgruppe erhalten haben 
würde, wenn er noch im Dienst wäre: die Berech- 
nungsgrundlage des Ruhegehalts würde somit der 
Erhöhung der Dienstaltersstufen in der Gehalts- 
tabelle bis zur letzten Dienstaltersstufe der Besol- 
dungsgruppe des Beamten folgen. 

Bei der vorgeschlagenen Änderung wird von zwei 
Anliegen ausgegangen: möglichst weitgehend Miß- 
bräuche zu verhindern, dabei jedoch den Betroffe- 
nen die Rechte zu geben, auf die sie berechtigter- 
weise Anspruch erheben können. 

Zwei weitere Vorschriften haben ebenfalls den 
Zweck, Mißbräuche auszuschalten: einmal Artikel 7 
von Anhang II, wo vorgesehen ist, daß der Inva- 
liditätsausschuß die Stellungnahme des Vertrauens- 
arztes des Organs einholen muß, dem der Betrof- 
fene angehört, wobei die Beifügung dieser Stellung- 
nahme zum Bericht des Invaliditätsausschusses 
zwingend vorgeschrieben ist. Es wird auch noch 
bestimmt, daß für den Fall, daß es der betreffende 
Beamte unterläßt, seinen Arzt zu benennen, ein 
Arzt von Amts wegen vom Präsidenten des Ge- 
richtshofes bestellt wird. Die zweite Vorschrift ist 
Artikel 17 von Anhang VIII, wo es zweckmäßig er- 
schien, den bereits bestehenden Anspruch auf Hin- 
terbliebenenversorgung der Witwe des Beamten 
zu präzisieren, der aus dem Dienste des Organs 
ausgeschieden ist, nachdem er Versorgungsansprü- 
che erworben hatte, jedoch vor der Konkretisierung 
dieser Ansprüche verstorben ist. 

5. Ubergangsvorschriften 

a) Es wird vorgeschlagen, die neuen Vorschriften 
im Bereich der Versorgung (Artikel 5 des Vor- 
schlages) auf die Beamten und die nach ihnen 
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anspruchsberechtigten Personen, die bereits 
Versorgungsbezüge erhalten, anzuwenden. We- 
der der Satz noch der Betrag der vor dem In- 
krafttreten dieser Verordnung erworbenen Ver- 
sorgungsansprüche dürfen unter denjenigen lie- 
gen, die sich aus der Anwendung der im Zeit- 
punkt des Erwerbs dieser Ansprüche geltenden 
Vorschriften ergeben würden. 

b) In Artikel 6 des Vorschlages wird vorgeschla- 
gen, den Beamten, die auf Grund von Artikel 101 
des Beamtenstatuts der EGKS zur Versorgung 
weiterhin einen Beitrag von 7,5 v. H. (obwohl 
die allgemeine Regelung Beiträge in Höhe von 
6 V. H. festlegt) ihres abzugspflichtigen Grund- 
gehalts geleistet haben, eine Erhöhung des 
Ruhegehalts zu gewähren, die den Unterschied 
zwischen dem Wert des Dienstjahres in der am 
1. Januar 1962 in Kraft getretenen Versorgungs- 
ordnung, nämlich 1,818 v. H., und dem Wert des 
von ihnen durch einen Beitrag von 7,5 v. H. er- 
worbenen ruhegehaltsfähigen Dienstjahres in 
Höhe von 2 v. H. ausmacht; es würde sich also 
um eine Erhöhung des Betrages ihrer Versor- 
gungsansprüche um 0,19 V. H. für jedes zwi- 
schen dem 1. 1. 1962 und dem Zeitpunkt des In- 
krafttretens der neuen Vorschriften abgeleistete 
Dienstjahr handeln. 

IV. 

Schlußvorschriften 
Artikel 7 des Vorschlages 

Auf seiner 49. Sitzung war der Rat am 29. Oktober 
1968 übereingekommen, daß der Beschluß über die 
Umstrukturierung der Gehaltstabelle, die im Rah- 
men der Statutsrevision erfolgen soll, mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1969 in Kraft tritt (Dok. 
R/1913/68). 

Demzufolge wird in Artikel 7 vorgeschlagen, daß 
gewisse Bestimmungen mit finanzieller Auswir- 


kung an dem letztgenannten Datum wirksam wer- 
den sollen. 

☆ 

Die Revisionsvorschläge zum Statut, die die Kom- 
mission dem Rat unterbreitet, sind auf die Gruppen 
von Vorschriften beschränkt worden, die aus den 
oben angegebenen Gründen geändert oder ergänzt 
werden müßten. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß sich das Sta- 
tut im ganzen bewährt hat und daß eine Revision, 
die über das hinausgeht, was im beigefügten Ver- 
ordnungsentwurf vorgeschlagen wird, nicht zweck- 
mäßig sein dürfte. Die Einsetzung einer Gemein- 
samen Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten wird beträchtlich zu dieser Einheitlichkeit der 
Auffassungen zwischen den Organen beitragen, die 
für die Anwendung der dienstrechtlichen Vorschrif- 
ten unerläßlich ist. Im übrigen wird die Verein- 
fachung bestimmter interner Verfahren jene weni- 
gen Nachteile beseitigen, die sich aus der Starr- 
heit und der Schwerfälligkeit bestimmter Mecha- 
nismen ergaben, beispielsweise im Bereich der Be- 
setzung freier Stellen. 

Die Kommission glaubt jedenfalls, daß das derzei- 
tige Statut einen Komplex von Vorschriften dar- 
stellt, das dem Europäischen Öffentlichen Dienst 
ausreichende Grundlagen für die Verwirklichung 
der Aufgaben gewährleistet, die ihm übertragen 
sind, und daß auf keinen Fall, wenn man den Euro- 
päischen öffentlichen Dienst nicht in Frage stellen 
will, irgendeine Verschlechterung gegenüber dem 
bestehenden Zustand sich vollziehen dürfe. Hier- 
von ausgehend betreffen die von der Kommission 
vorgelegten Revisionsvorschläge lediglich das, was 
unerläßlich war, denn es kommt jetzt darauf an, 
die bei der Anwendung der bestehenden Vorschrif- 
ten des Statuts gewonnene Erfahrung zu nutzen, 
um den Europäischen öffentlichen Dienst über die 
unsicheren Anfangsschritte hinauszuleiten und zu 
fördern, und zwar auf den Spuren, die von einer 
konstanten und einheitlichen Anwendung bewähr- 
ter Vorschriften vorgezeichnet worden sind. 


23 



